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Düsseldorf – Haus des Landtags 
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Vorsitz:  Florian Braun (CDU) 

Protokoll: Stephan Vallata 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Von der Kreide zur KI – Ein Aktionsplan für alle nordrhein-westfäli-
schen Schulen 7 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/16207 

Ausschussprotokoll 18/1144 (Anhörung vom 04.02.2026) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimme der FDP-Fraktion bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 
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2 Gesetz zur Einführung schulischer Vorkurse zur Förderung der Sprach-

kompetenz (18. Schulrechtsänderungsgesetz) 11 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18115 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag der Obleuterunde, am 
20.05.2026 von 10:00 Uhr bis maximal 13:00 Uhr eine Anhörung 
durchzuführen, und kommt überein, die Meldung der Sachver-
ständigen bis zum heutigen Abend vorzunehmen, sofern noch 
nicht geschehen. 

3 KI-Korrektur zum Standard machen – Lehrkräfte entlasten, Feedback 
verbessern 12 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/18104 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen, die Meldung der Sachverständigen bis zum heutigen 
Abend vorzunehmen und das Fristende für den Eingang der 
Stellungnahmen auf den 10.06.2026 festzulegen. 

4 Kluge Kinder: Starke frühkindliche Bildung und die Möglichkeit eines 
Schulfähigkeitsjahres für einen guten Start in die Grundschule 13 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/18111 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen, die Meldung der Sachverständigen bis zum heutigen 
Abend vorzunehmen und das Fristende für den Eingang der 
Stellungnahmen auf den 01.06.2026 festzulegen. 
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5 Schutz durch klare Regeln – Sichere soziale Medien jetzt 14 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18065 

In Verbindung mit: 

6 Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum – Soziale Medien sicher 
und altersgerecht gestalten 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/18100 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich auf eine nachrichtliche Be-
teiligung an der im federführenden Ausschuss beschlossenen 
gemeinsamen Sachverständigenanhörung zu beiden Anträgen. 

7 Kinder fördern statt Fahrdienste: Chancenjahr in der Kita etablieren 15 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18087 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt vorbehaltlich des Beschlusses einer 
Sachverständigenanhörung im federführenden Ausschuss über-
ein, sich pflichtig an dieser zu beteiligen. 

8 Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung des § 93 
Abs. 2 Schulgesetz (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) für das Schuljahr 
2026/2027 16 

Vorlage 18/4982 
Drucksache 18/18503 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt der Verordnung mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
AfD bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 
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9 Entwurf einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die gymna-

siale Oberstufe und das Abitur (APO-GOSt) 17 

Vorlage 18/4980 
Drucksache 18/18501 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen, die Meldung der Sachverständigen bis zum 06.05.2026 
vorzunehmen und das Fristende für den Eingang der Stellung-
nahmen auf den 10.06.2026 festzulegen. 

10 Elfte Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung 
(FESchVO) 22 

Vorlage 18/4981 
Drucksache 18/18502 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt der Verordnung mit den Stimmen aller 
Fraktionen zu. 

11 Entwürfe der Vereinbarungen zur Umsetzung des Digitalpaktes 2.0 23 

Vorlage 18/4979 
Drucksache 18/18633 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt die Entwürfe zur Kenntnis. 

12 Verwaltungsvereinbarung über die Zusammenarbeit hinsichtlich der 
Durchführung von Prüfungen zum Deutschen Sprachdiplom der Kultus-
ministerkonferenz für Lernende (in erster Linie) in den Internationalen 
Förderklassen (IFK) / Vorbereitungsklassen / Willkommensklassen / 
Internationalen Klassen zur sprachlichen Erstintegration von Kindern 
und Jugendlichen im schulischen Bereich 25 

Vorlage 18/4946 
Drucksache 18/18400 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt die Verwaltungsvereinbarung zur Kenntnis. 
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13 Schulkompass NRW 2030: Datengestützte Qualitätsentwicklung mit 

Zentralem Schülerfeedback und Schuldatenblatt (Bericht auf Wunsch 
der Landesregierung [siehe Anlage 1]) 26 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Präsentation von MDgt Dirk Schnelle (MSB) 

– Wortbeiträge 

14 Jahrelange unberechtigte Fortzahlung einer Funktionszulage an Lehr-
kraft – Welche Verantwortung tragen Schulverwaltung und Landesamt 
für Besoldung und Versorgung? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 
[siehe Anlage 2]) 43 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5003 

– Wortbeiträge 

15 OGS-Platzkündigungen infolge des Rechtsanspruchs auf Ganztags-
betreuung – Kinder und Familien dürfen nicht verdrängt werden (Bericht 
beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 3]) 44 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5005 

– Wortbeiträge 

16 Alarmierende Befunde zur psychischen Gesundheit von Schüler/innen – 
Handlungsbedarf für Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 46 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5009 

– Wortbeiträge 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 6 - APr 18/1195 

Ausschuss für Schule und Bildung  22.04.2026 
94. Sitzung (öffentlich) sv 
 
 
17 Neuentwicklung der Amtlichen Schuldaten (Bericht auf Wunsch der Lan-

desregierung) 54 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

18 Verschiedenes 56 

– keine Wortbeiträge 

* * * 
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1 Von der Kreide zur KI – Ein Aktionsplan für alle nordrhein-westfälischen 

Schulen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/16207 

Ausschussprotokoll 18/1144 (Anhörung vom 04.02.2026) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung am 06.11.2025) 

In der durchgeführten Anhörung habe der Sachverständige Quentin Gärtner, ehemals 
Generalsekretär der Bundesschülerkonferenz, den umzusetzenden Anspruch mit sei-
ner Botschaft, Schule müsse ein Ermöglichungsraum und dürfe kein Angstraum sein, 
auf den Punkt gebracht, leitet Franziska Müller-Rech (FDP) ein. Die Realität in Nord-
rhein-Westfalen sehe leider anders aus.  

Während viele Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte auf eigene Faust und ei-
gene Kosten, aber ohne Orientierung schon längst mit Künstlicher Intelligenz (KI) ar-
beiteten, diskutiere die Politik gleichzeitig noch über Modellversuche, Pilotprojekte und 
wissenschaftliche Begleitung. Angesichts der durch den Einsatz von KI in Gang ge-
setzten gesellschaftlichen Veränderungen bleibe keine Zeit mehr, Dinge in kleinem 
Rahmen auszuprobieren. Sofern junge Menschen in Schule wirksam auf diese verän-
derte Welt vorbereitet werden und ihr Leben selbst in die Hand nehmen sollten, gehöre 
ein angemessener Umgang mit KI zwingend zur Schulbildung dazu. Alles andere be-
deute eine Realitätsverweigerung. Das Schulsystem reagiere gegenwärtig jedoch 
deutlich zu langsam. Dies hätten auch die angehörten Sachverständigen bestätigt. 

Es brauche nun einen systematischen Ansatz und einen klaren Fahrplan für alle Schu-
len in Nordrhein-Westfalen, wie ihn die FDP-Fraktion in ihrem Antrag vorschlage. Vo-
raussetzungen für eine echte Teilhabe und moderne Bildung in einem Schulsystem, 
das vorangehe, statt hinterherzuhinken, seien eine verlässliche Infrastruktur und flä-
chendeckende Zugänge zu KI-Anwendungen. Zudem müssten Lehrkräfte in die Lage 
versetzt werden, Fortbildungen zu absolvieren und Werkzeuge im Unterricht wert-
schöpfend einzusetzen. 

Ihre Fraktion befürworte das landesweite KI-Pilotprojekt „KIMADU“ grundsätzlich, al-
lerdings nähmen zu wenige Schulen daran teil. Im Falle des für den Bildungskontext 
optimierten KI-Chatbot „telli“ als ein konkretes Einsatzbeispiel führten Tokenlimits zu 
einer eingeschränkten Leistungsfähigkeit in der schulischen Praxis. Erforderlich seien 
leistungsfähige und skalierbare Tools aus einem Guss. Insgesamt lasse die Landes-
regierung nur zaghafte Bemühungen erkennen, die richtige Richtung in einem ange-
messenen Tempo einzuschlagen. Der Verweis auf die Notwendigkeit zu einer wissen-
schaftlichen Begleitung dürfe nicht zu einer Verlangsamung von Prozessen führen. 
Erkenntnisse gebe es genug, nun müsse die Umsetzung folgen. 
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Der Verweis auf die zwar formal für äußere Schulangelegenheiten zuständigen Schul-
träger entlasse die Landesregierung nicht aus ihrer Verantwortung, das viele Chancen 
bietende Zukunftsthema „KI“ an Schule aktiv mitzugestalten. Andernfalls drohe eine 
Bildungslücke. 

Der Einsatz von KI trage als ein wichtiger Baustein zweifellos zur Stärkung der Chan-
cengleichheit in Nordrhein-Westfalen und zur Effizienzsteigerung des gesamten Bil-
dungssystems bei, bestätigt Jonathan Grunwald (CDU). Das von der Enquetekom-
mission „Chancengleichheit in der Bildung“ in diesem Kontext beim Center for Advan-
ced Internet Studies in Auftrag gegebene Gutachten enthalte wichtige Erkenntnisse im 
Hinblick auf den Einsatz von KI und digitalen Lernanwendungen im Bildungsbereich. 

Die antragstellende Fraktion verkenne in ihrem Antrag allerdings zwei wesentliche Re-
alitäten. Zum einen sei Nordrhein-Westfalen angesichts des im Februar 2023, also nur 
wenige Monate nach Veröffentlichung von ChatGPT, publizierten Handlungsleitfadens 
zum Umgang mit textgenerierenden KI-Anwendungen das erste Bundesland, das kon-
krete Handlungsempfehlungen aufgestellt habe, und somit ein Vorreiter. Andere Bun-
desländer hätten daraus Erkenntnisse für ihre eigene Arbeit abgeleitet. 

Zum anderen empfehle die Ständige Wissenschaftliche Kommission der Kultusminis-
terkonferenz eine systematische Erprobung von KI im Schulkontext und eine offene 
Fehlerkultur. Die Landesregierung docke mit dem groß angelegten Forschungsvorha-
ben „KIMADU“ unter Beteiligung mehrerer Schulen genau daran an. Gewonnene Er-
kenntnisse flössen nicht allein in wissenschaftliche Artikel und einen Abschlussbericht. 
Vielmehr würden Zwischenergebnisse in Form von Lern- und Lehrszenarien sowie Un-
terrichtsmaterialien allen Schulen über ein Open Educational Resources System zur 
Verfügung gestellt. Schulen profitierten also schon gegenwärtig von diesem For-
schungsprojekt. 

Die regierungstragenden Fraktionen gingen den eingeschlagenen Weg systematisch 
Schritt für Schritt weiter, wohingegen die FDP-Fraktion mit ihrem Antrag und der For-
derung nach einer Enquetekommission „Künstliche Intelligenz“ über das Ziel hinaus-
schieße. 

Ihre Fraktion teile die Ansicht, dass an den Schulen eine Notwendigkeit zum Einsatz 
von KI bestehe und die Enquetekommission „Chancengleichheit in der Bildung“ wich-
tige Ergebnisse dazu geliefert habe, die die FDP-Fraktion in ihrem Antrag jedoch nur 
unzureichend berücksichtige, teilt Dilek Engin (SPD) mit. Auch der von der Abgeord-
neten Franziska Müller-Rech zitierte Sachverständige Quentin Gärtner sowie weitere 
hätten den vorgelegten Antrag in der Anhörung kritisiert. Die FDP-Fraktion reagiere 
ihm zu folge zwar auf gegenwärtige Entwicklungen, stoße aber keine strukturelle 
Transformation an. 

Gleichwohl halte ihre Fraktion die Anstrengungen der Landesregierung nicht für aus-
reichend. In einer Schulform werde das Projekt „KIMADU“ gerade sogar eingestampft. 
Wenn die regierungstragenden Fraktionen tatsächlich in Kontakt mit den Schulen stün-
den, dann wüssten sie um diesen Umstand. Umso amüsanter finde sie die Aufforde-
rung ihres Vorredners in Richtung Opposition, mit Vertretern von Schulen zu sprechen. 
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Wie nicht zuletzt die Anhörung habe deutlich werden lassen, sei KI aus Schulen nicht 
mehr wegzudenken, weshalb sie sich den Worten von Jonathan Grunwald nur an-
schließen könne, bekräftigt Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE). Es bestehe Einigkeit 
darin, dass sich die Politik mit der Frage auseinandersetzen müsse, wie man jungen 
Menschen die Kompetenzen vermitteln könne, sich in einer zunehmend digitalisierten 
Welt zurechtzufinden. Damit dies im Schulkontext gelingen könne, müssten Lehrkräfte 
im Umgang mit KI geschult werden. 

Eine landesweite Strategie bzw. ein Aktionsplan würde das System „Schule“ überfor-
dern. Lohnenswert sei es stattdessen, den Einsatz von KI im Bildungsbereich im Rah-
men von Projekten wie „KIMADU“ sowie anhand von Chatbots wie „telli“ auszuprobie-
ren – das geschehe derzeit – und den dadurch entstehenden Schneeballeffekt zu nut-
zen. Gleiches treffe auf KI innerhalb der Schulverwaltung zu. Aus der Befähigung von 
Lehrkräften erwachse auf diese Weise eine große Legitimation. 

Die reduzierte Anzahl von an dem Projekt „KIMADU“ teilnehmenden Schulen beruhe 
nicht auf einer Entscheidung des MSB, wie es die Abgeordnete Dilek Engin angedeutet 
habe, sondern auf der Entscheidung des Personalrates für Gesamtschulen, seine be-
fristete Zustimmung nicht zu verlängern, erläutert Ministerin Dorothee Feller (MSB). 
Dies betreffe zehn der ursprünglich 25 teilnehmenden Schulen, darunter integrierte 
Schulen, Gesamtschulen und Sekundarschulen. Eine vertrauensvolle Zusammenar-
beit bei solch einem Vorhaben setze die Zustimmung der Personalräte voraus. 

Bedauern darüber herrsche sowohl aufseiten der Landesregierung als auch aufseiten 
der betreffenden Schulen. Ursächlich für diese Entwicklung sei eine Diskussion über 
die Gewährung von Entlastungsstunden gewesen, die der Personalrat für Gesamt-
schulen im Gegensatz zur Landesregierung angestrebt habe. Die Schulen hätte darauf 
reagiert und kundgetan, sie wüssten um die Rahmenbedingungen für die Projektteil-
nahme. Entlastungsstunden seien zu keinem Zeitpunkt vorgesehen gewesen. 

Nach Auskunft der Schulen habe ihr Mitwirken zunächst zwar durchaus einen Mehr-
aufwand bedeutet – das gehöre bei der Einführung von Neuerungen dazu –, doch 
mittlerweile spürten sie eine große Entlastung. Darum hätten sie den Personalrat auf-
gefordert, die Fortsetzung ihrer Teilnahme doch noch zu ermöglichen. 

Der Hauptpersonalrat habe Entlastungsstunden sicherlich aus einem guten Grund in 
die Diskussion eingebracht, entgegnet Dilek Engin (SPD). Für fragwürdig erachte sie 
die Darstellung Ministerin Dorothee Fellers, die betreffenden Schulen hätten verärgert 
auf die Entscheidung des Personalrates reagiert. 

Sie bitte die Landesregierung um Auskunft über den Umfang der erbetenen Entlastung 
und die Gründe, aus denen sie verworfen worden sei. Bei „KIMADU“ handele es sich 
schließlich um ein großes und mit zusätzlichen Aufgaben verbundenes Projekt, das 
sich aus Sicht einer Lehrkraft ohne entsprechende Freiräume gewiss nicht nebenbei 
bewerkstelligen lasse. 
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Lediglich der Personalrat Gesamtschule habe eine derartige Forderung erhoben, die 
konkret sechs Entlastungsstunden umfasse, antwortet Ministerin Dorothee Feller (MSB). 
Alle anderen Schulformen nähmen also weiterhin an dem Forschungsvorhaben teil. 
Die Teilnahme erfolge im Übrigen freiwillig. Jede Schule habe die Rahmenbedingun-
gen im Vorfeld gekannt und wisse, dass keine Entlastungsstunden gewährt würden. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimme der FDP-Fraktion bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 
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2 Gesetz zur Einführung schulischer Vorkurse zur Förderung der Sprach-

kompetenz (18. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18115  

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Schule 
und Bildung – federführend –, an den Ausschuss für Familie, Kin-
der und Jugend sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss 
am 19.03.2026) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag der Obleuterunde, am 
20.05.2026 von 10:00 Uhr bis maximal 13:00 Uhr eine Anhörung 
durchzuführen, und kommt überein, die Meldung der Sachver-
ständigen bis zum heutigen Abend vorzunehmen, sofern noch 
nicht geschehen. 
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3 KI-Korrektur zum Standard machen – Lehrkräfte entlasten, Feedback ver-

bessern 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/18104  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung am 19.03.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen, die Meldung der Sachverständigen bis zum heutigen 
Abend vorzunehmen und das Fristende für den Eingang der 
Stellungnahmen auf den 10.06.2026 festzulegen. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/1195 

Ausschuss für Schule und Bildung  22.04.2026 
94. Sitzung (öffentlich) sv 
 
 
4 Kluge Kinder: Starke frühkindliche Bildung und die Möglichkeit eines Schul-

fähigkeitsjahres für einen guten Start in die Grundschule  

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/18111  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung – federführend – sowie an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend am 20.03.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen, die Meldung der Sachverständigen bis zum heutigen 
Abend vorzunehmen und das Fristende für den Eingang der 
Stellungnahmen auf den 01.06.2026 festzulegen. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/1195 

Ausschuss für Schule und Bildung  22.04.2026 
94. Sitzung (öffentlich) sv 
 
 

(Der Ausschuss hat sich entgegen der ursprünglichen Tagesordnung 
darauf verständigt, TOP 5 und TOP 6 zusammen zu beraten.) 

5 Schutz durch klare Regeln – Sichere soziale Medien jetzt 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18065 

In Verbindung mit: 

6 Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum – Soziale Medien sicher und 
altersgerecht gestalten 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/18100  

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18065 an den Ausschuss 
für Kultur und Medien – federführend –, an den Ausschuss für 
Familie, Kinder und Jugend sowie an den Ausschuss für Schule 
und Bildung am 18.03.2026) 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18100 an den Ausschuss 
für Kultur und Medien – federführend –, an den Ausschuss für 
Familie, Kinder und Jugend sowie an den Ausschuss für Schule 
und Bildung am 18.03.2026) 

Der Ausschuss verständigt sich auf eine nachrichtliche Betei-
ligung an der im federführenden Ausschuss beschlossenen 
gemeinsamen Sachverständigenanhörung zu beiden Anträgen. 
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7 Kinder fördern statt Fahrdienste: Chancenjahr in der Kita etablieren 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18087  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend – federführend –, an den Ausschuss für Schule und 
Bildung sowie an den Ausschuss für Heimat und Kommunales 
am 19.03.2026) 

Der Ausschuss kommt vorbehaltlich des Beschlusses einer 
Sachverständigenanhörung im federführenden Ausschuss über-
ein, sich pflichtig an dieser zu beteiligen. 
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8 Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 

Schulgesetz (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) für das Schuljahr 2026/2027 

Vorlage 18/4982 
Drucksache 18/18503 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

Der Ausschuss stimmt der Verordnung mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
AfD bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 
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9 Entwurf einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die gymnasiale 

Oberstufe und das Abitur (APO-GOSt) 

Vorlage 18/4980 
Drucksache 18/18501 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

MDgt Dirk Schnelle (MSB) berichtet: 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Dem jetzt vorgelegten Entwurf ging 
ein langer und intensiver Dialogprozess voraus. Wir haben in Summe sechs Sitzun-
gen mit Verbänden, Hauptpersonalräten und Vertreterinnen und Vertretern aus dem 
politischen Raum durchgeführt. Begonnen hat der Dialogprozess am 30. März 2023, 
ungefähr zwei Wochen nachdem die KMK die neue Vereinbarung zur gymnasialen 
Oberstufe verabschiedet hat. 

Aus den Sitzungen sind schon sehr viele umfangreiche Anpassungen bzw. Anpas-
sungswünsche hervorgegangen, die Eingang in ein späteres Eckpunktepapier ge-
funden haben. Zum Beispiel wird die Präsentationsprüfung auch in Grundkursen 
ermöglicht. Ein weiteres Beispiel ist, wie mit alternativen Prüfungsformaten umge-
gangen werden soll. In diesen Runden wurde auch deutlich, dass an Bewertung 
festgehalten werden soll. Dazu zwei Beispiele: In Nordrhein-Westfalen als einzigem 
Bundesland gibt es weiterhin die Möglichkeit für Schülerinnen und Schüler, die 
Schriftlichkeit in Fächern abzuwählen, und dass wir Grundkurse weiterhin dreistündig 
und Leistungskurse fünfstündig unterrichten – zur Entlastung von Schülerinnen und 
Schülern, aber auch Lehrkräften, um Druck aus den einzelnen Kursen zu nehmen. 

Das Eckpunktepapier hat das Kabinett am 28. Mai 2024 verabschiedet. Damals 
schon wurden zentrale Punkte öffentlich gemacht, alles begleitet durch regelmäßige 
Schulmails. Das Eckpunktepapier enthielt zum Beispiel Hinweise zum fünften Abi-
turfach, zu neuen Prüfungsformaten, zu Projektkursen und auch zu kürzeren Klau-
surdauern.  

Im Anschluss haben elf Schulleiterdienstbesprechungen stattgefunden. Mit unge-
fähr 1.000 Schulleiterinnen und Schulleitern wurde das direkte Gespräch gesucht. 
Dazu sind wir zu den Bezirksregierungen gefahren und haben in großen Runden 
den Austausch gesucht. Auch aus diesen Runden sind wichtige Hinweise und Wün-
sche gekommen. Zwei Beispiele: Es wurde einstimmig gewünscht, dass wir bei 
Klausuren keine Bandbreiten mehr vorgeben, sondern klare Klausurzeiten setzen – 
das haben wir getan –, und dass wir auch die besonderen Bedarfe berücksichtigen, 
die entstehen, wenn die Oberstufen mit wenigen Schülern gefahren werden, zum 
Beispiel durch mehrere Referenzfächer bei Projektkursen. Auch das hat Eingang 
gefunden. 

Der zentrale Punkt in diesen Gesprächen war die finale Festlegung des Zeitpunkts 
der Inkraftsetzung. Dieser wurde auf den 1. August 2027 gelegt. Es war vorher ein-
mal der 1. August 2026 angedacht, aber die Schulen wünschten sich ausdrücklich 
mehr Zeit, Dinge zu erproben und sich vorzubereiten. Auch dem wurde entsprochen. 
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Am 10. Dezember letzten Jahres wurde die Verbändebeteiligung eingeleitet. Die 
Rückmeldungen, die wir von den Verbänden, von Schulen, aber auch von Einzel-
personen erhalten haben, waren insgesamt sehr positiv und sehr konstruktiv. Es 
gab viel Lob für klare und nachvollziehbare Regelungen. Natürlich muss man sagen, 
dass einzelne Verbände auch Hinweise gegeben haben, aber – das ist für uns ent-
scheidend – wir müssen immer schauen, ob diese Vorstellungen, die Verbände vor-
tragen, mit der KMK-Vereinbarung und geltendem Recht vereinbar sind. 

Gleichwohl haben wir aus der Verbändebeteiligung weitere Hinweise aufgenom-
men. Das waren vielfach Klarstellungen. Das war der dringliche Wunsch nach einer 
Verringerung der Komplexität der Oberstufe. Hierzu ein kurzer Einschub: Die Kom-
plexität der Oberstufe war in Nordrhein-Westfalen schon immer relativ hoch. Das 
liegt daran, dass wir, anders als viele andere Bundesländer, den Schülerinnen und 
Schülern viele Wahlmöglichkeiten einräumen. Je mehr Wahlmöglichkeiten man 
Schülerinnen und Schülern einräumt, desto mehr Organisationsaufwand entsteht 
dadurch bei den Schulen. Ich glaube, es ist über alle Verbände hinweg unstreitig 
gewesen, dass daran festgehalten werden soll. Wir haben aber Hinweise zur Ver-
ringerung der Komplexität mit deutlichen Änderungen aufgenommen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt waren Hinweise zur besseren praktischen Umsetzung 
der gleichwertigen komplexen Leistungsnachweise der alternativen Prüfungsfor-
mate. Auch hierbei sind wir den Verbänden sehr weit entgegengekommen. 

Für die Umsetzung durch die Schulen sind sehr vielfältige Informationsveranstal-
tungen geplant. Auch hierzu sind wieder Dienstbesprechungen mit allen Schulleite-
rinnen und Schulleitern vorgesehen. Wir werden umfassendes Informationsmaterial 
bereitstellen. Wir werden zum Thema „alternative Prüfungsformate“ Beispiele für 
alle Fächer liefern. Wir werden Materialien für die Schulleitungen, für Lehrkräfte, 
aber auch für Eltern und Schülerinnen und Schüler erstellen, die Planungstools, die 
die Schulen notwendigerweise brauchen, anpassen etc. Der für das nächste Jahr 
vorgesehene Implementationsprozess wird also sehr umfangreich sein, sodass 
Schulleiterinnen und Schulleiter mit einem vielleicht größeren Informationsbedarf 
am Ende des Tages bestens informiert herausgehen können. 

Ich ziehe ein Fazit: Den jetzigen Punkt haben wir nach einem umfassenden Dialog-
prozess erreicht. Ich persönlich kann mich nicht erinnern, dass es so etwas bei ei-
nem anderen schulischen Vorhaben in Nordrhein-Westfalen jemals gegeben hat. 
Wir sind den Verbänden sehr weitreichend entgegengekommen. Ich glaube, man 
kann am Ende guten Gewissens sagen: Aus Mitteilungen bzw. Rückmeldungen von 
Schulpraktikern und Verbänden ist ein gemeinsames Werk entstanden. Deswegen 
haben wir den Entwurf so vorgelegt, wie er Ihnen zugegangen ist. – Vielen Dank. 

Vorsitzender Florian Braun informiert über den im Vorfeld adressierten Wunsch nach 
einer schriftlichen Anhörung, an die sich eine abschließende Aussprache und Abstim-
mung anschließen werde, und zwar voraussichtlich in der Sitzung am 8. Juli 2026. 

Die Durchführung eines umfassenden Dialogprozesses zum Zwecke der Berücksich-
tigung aller Stimmen wertschätze ihre Fraktion, versichert Silvia Gosewinkel (SPD). 
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Vor dem Hintergrund der vielen Rückmeldungen von Elternverbänden, die sich für die 
Belange von Kindern mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen einsetzten, 
begrüße ihre Fraktion eine Anhörung von Sachverständigen vor der finalen Aussprache. 

Auch ihre Fraktion habe die von ihrer Vorrednerin genannten Zuschriften erhalten, 
schildert Franziska Müller-Rech (FDP). In diesem Zusammenhang wolle sie erfahren, 
ob die Landesregierung bei den betroffenen Schülerinnen und Schülern eine stärkere 
Einzelfallberücksichtigung plane, sie dazu Änderungen an der Prüfungsverordnung 
beabsichtige und die entsprechende Überprüfung schon abgeschlossen sei. 

Ferner möge sich die Landesregierung dazu äußern, inwieweit eine für Schulen auf-
wandsneutrale Umsetzung der Präsentationsprüfung tatsächlich gelingen könne. In 
der Bildungslandschaft bestehe Zweifel daran.  

Außerdem bitte sie die Landesregierung um Auskunft darüber, ob Überlegungen zu 
einer Entlastung der Lehrerinnen und Lehrer angestellt würden, die über Schwierigkeiten 
bei der handschriftlichen Protokollierung von mündliche Abiturprüfungen berichteten. 
Schließlich bestehe die Möglichkeit einer technischen Unterstützung mittlerweile nicht 
allein auf Basis von Tonaufnahmen, sondern auch durch den Einsatz Künstlicher In-
telligenz. 

Sie spreche dem MSB ihren Dank für den mit einem immensen Aufwand verbundenen 
Dialogprozess aus, auch wenn in Zuschriften um Anpassungen gebeten werde, so 
Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE). Erzielte Ergebnisse wie die alternativen Prüfungs-
formate bedeuteten einen Gewinn für die Schulen, da sie Schülerinnen und Schüler 
von einem enormen Druck befreiten und in die Lage versetzen, ihren individuellen 
Stärken entsprechende Projektkurse auszuwählen. Erweiterte Wahlmöglichkeiten von 
Fächern verknüpfe sie mit der Hoffnung auf eine große Anzahl von Abiturientinnen und 
Abiturienten. Eine Umsetzung der Anpassungen noch vor den Sommerferien gewähr-
leiste eine Planbarkeit für die Schulen. 

Silvia Gosewinkel (SPD) bittet die Landesregierung um Stellungnahme zu der von 
Elternverbänden geäußerten Befürchtung, die Präsenzpflicht könne zu einer verdeck-
ten Anwesenheitspflicht führen. In diesem Zusammenhang interessiere sie, wie die 
aktuell vorliegende APO-GOSt aus Sicht der Landesregierung mit dem Grundgesetz, 
der EU-Behindertenrechtskonvention und den KMK-Empfehlungen zum inklusiven Un-
terricht für erkrankte Schülerinnen und Schüler vereinbar sei. 

Das MSB wisse sehr wohl um die Schülerinnen und Schüler sowohl der gymnasialen 
Oberstufe als auch der Sekundarstufe I, die aufgrund sehr unterschiedlicher Erkran-
kungen wie Long COVID, Depressionen und Krebs über längere Zeiträume nicht am 
Präsenzunterricht teilnehmen könnten, hebt MDgt Dirk Schnelle (MSB) hervor. Das 
MSB befinde sich mit den Schulaufsichten seit Langen im Gespräch darüber, jeden 
Einzelfall zu prüfen, und bemühe sich um Lösungen, damit Betroffene erste bzw. wei-
tere Schulabschlüsse absolvieren könnten.  
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Gleichzeitig gebe die aktuelle Rechtsprechung einen bindenden Rahmen vor, an den 
sich die Landesregierung halte. Der Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Grund-
gesetz gelte unstreitig für jede einzelnen Schülerinnen und jeden einzelnen Schüler, 
ob erkrankt oder gesund. Vor diesem Hintergrund führe das Bundesverfassungsge-
richt allerdings aus, dass Abiturzeugnisse nur dann miteinander verglichen werden 
könnten, wenn Leistungen unter vergleichbaren Rahmenbedingungen erbracht wor-
den seien. Andernfalls werde dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht Genüge getan, 
denn auf den Abschlusszeugnissen fänden sich keine Vermerke zu Fehlzeiten. 

Diese Sichtweise teile das Oberverwaltungsgericht (OVG), wie sich an mehreren Ur-
teilen erkennen lasse. So habe es Ende letzten Jahres das Begehren abgelehnt, die 
in einem Halbjahr zu erbringenden Leistungen in Form einer Einzelprüfung nachzuholen. 
Nur wenn Schülerinnen und Schüler überwiegend am Präsenzunterricht teilgenom-
men hätten, könne eine Nachprüfung nach Ansicht des OVG Teilleistungen ersetzen. 

Angestrebt werde, die Themen „Nachteilsausgleich“ und „Notenschutz“ in das 19. Schul-
rechtsänderungsgesetz einfließen zu lassen. Mit dem aktuellen Entwurf zum APO-
GOst habe man den Versuch unternommen, auf Grundlage der geltenden Rechtspre-
chung mehr Klarheit zu schaffen und den Schulen mehr Orientierung zu geben, was 
allerdings nicht bedeute, nach einem strikten Muster vorzugehen. Er sei zuversichtlich, 
dass auch zukünftig in jedem Einzelfall angemessene Entscheidungen getroffen und 
Lösungen gefunden würden. 

Präsentationsprüfungen im fünften Abiturfach könnten in der Tat nicht gänzlich arbeits-
neutral ablaufen. Gerade die Einführung von Neuerungen führe anfangs zu einem 
Mehraufwand, wie Ministerin Feller heute zu einem anderen Tagesordnungspunkt an-
gemerkt habe. Gleichzeitig überwöge der Mehrwert dieser Prüfung in einem fünften 
Abiturfach nach Einschätzung aller Verbände den dafür zu leistenden schulorganisa-
torischen Mehraufwand. 

Eine Auseinandersetzung mit dem Thema „Entlastung“ erfordere einen Blick über die 
Landesgrenzen hinweg. Während Nordrhein-Westfalen die Grundkurse dreistündig 
und die Leistungskurse fünfstündig belasse, setzten andere Bundesländer trotz glei-
cher Anforderungen die Grundkurse nur zweistündig und die Leistungskurse nur vier-
stündig an. Die Landesregierung habe die Belastungs- und Entlastungssituation wohl-
abgewogen betrachtet, wie sich in dem vorgelegten Entwurf erkennen lasse. 

Die auf der APO-GOst gründenden Verwaltungsvorschriften, die zeitnah veröffentlicht 
würden, enthielten Ergänzungen zu der Anfertigung von Protokollen. 

Im Übrigen seien die eingegangenen Zuschriften der Verbände nicht auf Grundlage 
des heute zur Rede stehenden Entwurfes der APO-GOst erfolgt, da ihnen dieser noch 
gar nicht vorgelegen habe. Angesichts weitreichender Veränderungen am Ursprungs-
entwurf nach Auswertung der Verbändebeteiligung bitte er die Fraktionen darum, zu 
überprüfen, ob der ein oder andere Kritikpunkt mit dem neuen Entwurf obsolet gewor-
den sei, wovon er ausgehe. 

Sie teile die Bewertung ihres Vorredners hinsichtlich der Bedeutung von individuellen 
Betrachtungen der Bedarfe von Schülerinnen und Schülern mit Behinderung, denn 
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kein Fall sei wie der andere, betont Silvia Gosewinkel (SPD). Sie persönlich begleite 
seit Anfang des Jahres den Fall einer Schülerin mit Krampfanfällen und dadurch beding-
ten Fehlzeiten. Trotz Einbindung der Schulaufsicht lasse eine Lösung auf sich warten. 
Es handele sich zwar um einen Einzelfall, doch solche Einzelfälle kämen häufig vor. 

Sie plädiere dafür, es angesichts des zusätzlichen Aufwandes nicht den Eltern aufzu-
bürden, sich an die Schulaufsicht zu wenden. Dafür machten sich die Elternverbände 
stark. Zu diesem Thema ließen sich in einer schriftlichen Anhörung weitere Informati-
onen einholen. 

Die Fälle erkrankter Schülerinnen und Schüler sowie die damit verbundenen Schick-
salsschläge insbesondere im Zusammenhang mit Long COVID seien der Landesre-
gierung sehr bewusst, teilt Ministerin Dorothee Feller (MSB) mit. Für Betroffene, de-
ren Eltern und deren gesamte Familien erwachse daraus eine sehr große und kaum 
zu begreifende Belastung. 

Die Herausforderung bestehe nun darin, alle Kinder im Blick zu haben, und zwar un-
abhängig davon, ob gesund oder krank. Da die Fälle sich oftmals sehr voneinander 
unterschieden und mit Blick auf Long COVID kaum Forschungsergebnisse vorlägen – 
das MSB stehe im engen Austausch mit dem Gesundheitsministerium –, werde es bei 
Einzelfallentscheidungen bleiben müssen. 

Zahlreiche Lehrkräfte und Schulleitungen machten sich Gedanken darüber, wie sie für 
betroffene Schülerinnen und Schüler weiterhin eine Teilhabe ermöglichen könnten, 
auch wenn diese krankheitsbedingt teilweise über Monate hinweg fehlten. Dafür fühle 
sie sich den Schulen gegenüber zu Dank verpflichtet. 

Sie werde prüfen lassen, wie Eltern auf der Webseite des MSB weiterführende Infor-
mationen etwa zu Kontaktstellen gut und schnell auffindbar zugänglich gemacht wer-
den können. 

Vorsitzender Florian Braun erinnert an die frühzeitige und wiederkehrende Beteili-
gung des ASB an diesem Thema sowie an den langen Zeitraum des gegenseitigen 
Austausches. 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen, die Meldung der Sachverständigen bis zum 06.05.2026 
vorzunehmen und das Fristende für den Eingang der Stellung-
nahmen auf den 10.06.2026 festzulegen. 
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10 Elfte Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung 

(FESchVO) 

Vorlage 18/4981 
Drucksache 18/18502 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

Der Ausschuss stimmt der Verordnung mit den Stimmen aller 
Fraktionen zu. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 23 - APr 18/1195 

Ausschuss für Schule und Bildung  22.04.2026 
94. Sitzung (öffentlich) sv 
 
 
11 Entwürfe der Vereinbarungen zur Umsetzung des Digitalpaktes 2.0 

Vorlage 18/4979 
Drucksache 18/18633 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

Dilek Engin (SPD) bittet Ministerin Feller um Beantwortung der Frage, wie diese si-
cherstelle, dass die eingesetzten Mittel zu einer Verbesserung des Unterrichtes führten 
und nicht ausschließlich für die Technik aufgewendet würden. Dazu erforderlich sei 
nicht nur die Fortbildung der Lehrkräfte, sondern auch eine Wartung der Geräte, damit 
Lehrkräfte bei der Gestaltung des Unterrichtes keine Zeit dafür aufwenden müssten. 

Die Bundesmittel seien den einzelnen Handlungssträngen klar zugewiesen, wohinge-
gen der Länderanteil in einem erheblichen Maße flexibel eingesetzt werden könne, 
schildert Franziska Müller-Rech (FDP). Die Vereinbarungen eröffneten ausdrücklich 
die schon in der Vergangenheit bekannte Möglichkeit, sich ohnehin geplante Maßnah-
men anrechnen zu lassen. Sie wolle nun von Ministerin Feller wissen, inwieweit das 
Land zusätzliche Gelder in den Digitalpakt 2.0 einbringe und welche bestehenden Pro-
gramme bzw. Haushaltsansätze angerechnet würden. 

Nach ihrem Verständnis sehe Nordrhein-Westfalen bei vollständigem Abruf mindes-
tens 104,8 Millionen Euro als Eigenanteil vor. Ein ähnlicher Betrag sei an anderer 
Stelle übrigens für Bustransfers vorgesehen. Ministerin Feller möge sich dazu äußern, 
ob die Landesregierung einen eigenen finanziellen Aufwuchs über diesen Mindestanteil 
hinaus einplane, um insbesondere die Schulträger bei der Umsetzung zu unterstützen. 

Die Umsetzung des Digitalpaktes 2.0 beschäftige die Landespolitik länger als ge-
wünscht, rekapituliert Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE). Ihre Fraktion sei darüber ver-
ärgert, dass der Bund einen rückwirkenden Start zum 01.01.2025 verworfen und statt-
dessen den 01.01.2026 festgelegt habe. Die Kommunen im Land hätten sich auf den 
ursprünglichen Zeitplan verlassen und seien vielleicht schon in Finanzierungsfragen 
nicht nur im Hinblick auf neue Technik, sondern auch im Hinblick auf Schulentwicklung 
und Fortbildung eingestiegen. Nichtsdestotrotz freue sie sich darüber, wenn Bund und 
Länder die gemeinsam vereinbarten Investitionen in die digitale Infrastruktur nun tätig-
ten und somit Planungssicherheit schüfen.  

Gegenstand der gegenwärtigen Debatte sei der Ratifizierungsprozess zum Digitalpakt 
2.0 mitsamt seinen Vereinbarungen, gibt StS Dr. Urban Mauer (MSB) zu verstehen. 
Die Umsetzung schreite in Nordrhein-Westfalen gut voran und hänge zeitlich von den 
finalen Förderrichtlinien ab, deren Veröffentlichung nach Zustimmung des Bundes und 
aller 16 Bundesländer erfolge. 

Gemäß der Finanzierungsvereinbarung müssten die Länder 20 % der Mittel des Digi-
talpaktes 2.0 über dessen gesamte Laufzeit zusätzlich aufbringen. Darüber hinaus fän-
den in Schule sehr intensive Arbeiten statt, die nicht unbedingt mit dem Einsatz von 
Geld in Verbindung stünden, wie sich insbesondere an den Handlungssträngen II und 
III erkennen lasse. Dabei gehe es unter anderem um Entwicklungs- und Fortbildungs-
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maßnahmen sowie Personalbereitstellung. Innerhalb der Landesregierung bestehe 
Zuversicht, bei der Umsetzung mit den Kommunen zu einer tragfähigen Lösung zu 
kommen. Auch finanzschwache Kommunen fänden im Zuge einer mit dem Bund dazu 
getroffenen Vereinbarung eine entsprechende Berücksichtigung. 

Franziska Müller-Rech (FDP) wiederholt ihre Frage, in welcher Höhe die Landesre-
gierung zusätzliches Geld über den Mindestanteil hinaus in den Digitalpakt 2.0 einzu-
bringen beabsichtige, zumal es sich bei der Digitalisierung an Schulen um ein wichti-
ges Zukunftsprojekt handele. 

Außerdem wolle sie wissen, wann die Landesregierung mit einer Veröffentlichung der 
Förderrichtlinien rechne. 

Der Digitalpakt umfasse eine Laufzeit von fünf Jahren, die Umsetzung der Handlungs-
stränge II und III reiche bis in die 2030er-Jahre hinein, erwidert StS Dr. Urban Mauer 
(MSB). Zu der Aufbringung der Mittel in Höhe von 20 % des Digitalpaktes habe sich 
das Land verbindlich verpflichtet, alle weiteren diesbezüglichen Finanzentscheidungen 
müssten im Zuge der Haushaltsberatungen getroffen werden. 

Die Landesregierung rechne mit einer finalen Ratifizierung durch den Bund und alle 
16 Bundesländer bis zu den Sommerferien und einer Veröffentlichung der Förderricht-
linien bis spätestens nach den Sommerferien. Zuvor müssten diese noch innerhalb der 
Landesregierung und mit dem Landesrechnungshof abgestimmt werden. Insofern 
liege der Zeitplan nicht allein in den Händen der Landesregierung. 

Der Ausschuss nimmt die Entwürfe zur Kenntnis. 
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12 Verwaltungsvereinbarung über die Zusammenarbeit hinsichtlich der Durch-

führung von Prüfungen zum Deutschen Sprachdiplom der Kultusminister-
konferenz für Lernende (in erster Linie) in den Internationalen Förderklas-
sen (IFK) / Vorbereitungsklassen / Willkommensklassen / Internationalen 
Klassen zur sprachlichen Erstintegration von Kindern und Jugendlichen im 
schulischen Bereich 

Vorlage 18/4946 
Drucksache 18/18400 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

Der Ausschuss nimmt die Verwaltungsvereinbarung zur Kenntnis. 
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13 Schulkompass NRW 2030: Datengestützte Qualitätsentwicklung mit Zent-

ralem Schülerfeedback und Schuldatenblatt (Bericht auf Wunsch der Landes-
regierung [siehe Anlage 1]) 

– Präsentation von MDgt Dirk Schnelle (MSB) 

Ministerin Dorothee Feller (MSB): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir ha-
ben Ihnen den NRW Schulkompass NRW 2030 schon einmal vorgestellt – mit klaren 
Zielen, die wir uns für die nächsten Jahre vorgenommen haben, um zu besseren Lern-
leistungen und zu mehr Bildungsgerechtigkeit zu kommen und die Basiskompetenzen 
zu stärken.  

Ein wichtiger Bestandteil des Schulkompasses NRW 2030 ist die datengestützte Qua-
litätsentwicklung. Gerade in diesem Bereich haben wir in den letzten Wochen große 
Schritte nach vorne gemacht – zum einen durch die Einführung eines Schülerfeed-
backs, das ein Bestandteil der datengestützten Qualitätsentwicklung ist. Wir haben 
gesagt, dass wir zunächst die Maßnahmen im Rahmen der datengestützten Qualitäts-
entwicklung in drei Schritten freiwillig einführen, dann gemeinsam optimieren und es 
verbindlich machen. 

So haben wir unseren Schulen in Nordrhein-Westfalen die Möglichkeit gegeben, sich 
innerhalb von 14 Tagen vor den Osterferien für ein freiwilliges Schülerfeedback regist-
rieren zu lassen, und nach den Osterferien noch einmal ein Zeitfenster eröffnet. In 
dieser – man muss sagen – relativ kurzen Zeit haben sich fast 2.500 Schulen in Nord-
rhein-Westfalen dafür registrieren lassen, dass sie Interesse an einem Schülerfeed-
back und an einer Teilnahme haben. Das ist für diese kurze Zeit eine große Zahl, finde 
ich, und zeigt, dass unsere Schulen großes Interesse haben, zu wissen, mit welchem 
Gefühl die Schülerinnen und Schüler zur Schule kommen, ob sie sich in der Schule 
gesehen sowie wertgeschätzt fühlen und sich einbringen können. All diese Items wer-
den abgefragt. 

Aufgrund der großen Nachfrage haben wir entschieden, dass wir das Zeitfenster, in 
dem man sich freiwillig für das Schülerfeedback registrieren lassen kann, um drei Wo-
chen verlängern werden. Dass fast 45 % aller Schulen in Nordrhein-Westfalen ein gro-
ßes Interesse gezeigt haben, ist super. Rund 80.000 Schülerinnen und Schüler haben 
schon an dem Schülerfeedback teilgenommen. Das ist also stetig wachsend. 

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der datengestützten Qualitätsentwicklung ist das so-
genannte Datenblatt, das wir den Schulen im März erstmalig zur Verfügung gestellt 
haben. Was bedeutet ein Datenblatt? Was beinhaltet es? Es ist mehr als ein Blatt. Wir 
würden heute gerne den Ausschuss nutzen, um Sie diesbezüglich einmal mitzuneh-
men. Dazu dient die PowerPoint-Präsentation, damit Sie eine Vorstellung haben, was 
das Datenblatt im Rahmen der datengestützten Qualitätsentwicklung eigentlich bedeu-
tet. Dazu wird Herr Schnelle jetzt einige Ausführungen machen. 

(Folie 1) 
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MDgt Dirk Schnelle (MSB): Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Das ma-
che ich sehr gerne. 

(Folie 2) 

Wir haben mit dem Schulkompass NRW 2030 vier klare Ziele formuliert: 

Erstens. Wir verringern die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die die Mindeststan-
dards verfehlen. 

Zweitens. Wir steigern die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die die Optimalstan-
dards erreichen. 

Drittens. Wir stärken die Schülerinnen und Schüler in ihrer sozial-emotionalen Entwick-
lung. 

Viertens. Wir führen mehr Schülerinnen und Schüler am Berufskolleg zu einem Ab-
schluss mit konkreter Anschlussperspektive. 

Der Schulkompass NRW 2030 umfasst wesentlich mehr als nur das Thema „datenge-
stützte Qualitätsentwicklung von Schule und Unterricht“. Es umfasst sämtliche Maß-
nahmen, die bisher ergriffen wurden und darauf einzahlen; das wollte ich einfach nur 
andeuten. Der Fokus heute ist klar. Dieser liegt erstens dem Datenblatt und zweitens 
auf dem Thema „Schülerfeedback“. 

(Folie 3) 

Das Schuldatenblatt ist zunächst eine Interimslösung. Unser Ziel ist, ein Dashboard zu 
entwickeln. Die Vorarbeiten dafür laufen auf Hochtouren. Das ist ein hochkomplexes 
Projekt, weil im Moment sehr viele Daten an ganz unterschiedlichen Orten liegen. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen bislang keine einheitliche Schulverwaltungssoftware. 
Das macht es nicht einfach. Unser Ziel ist also, ein Dashboard zu entwickeln. 

In der Übergangszeit steht den Schulen ein Schuldatenblatt zur Verfügung. In der Wis-
senschaft ist völlig unstreitig, dass die datengestützte Arbeit an Schulen und bei der 
Schulentwicklung der zentrale Gelingensfaktor ist. Das letzte SWK-Gutachten zu dem 
Thema sowie auch die Diskussionen und die Beschlüsse der Bundesbildungsminister-
konferenz haben Sie vielleicht zur Kenntnis genommen. 

(Folie 4) 

Das Schuldatenblatt ist einheitlich für jede Schulform, aber individualisiert für jede Ein-
zelschule. Das heißt: Wir haben allen Schulen ein höchst individualisiertes, eigenes 
Datenblatt zur Verfügung gestellt. Was steht in diesem Datenblatt? Zunächst einmal 
gibt es ein Inhaltsverzeichnis, und dann gliedert sich das Ganze in drei Blöcke. 

(Folie 5) 

Das sind erstens Rahmendaten, zweitens Prozessdaten und drittens Ergebnisdaten. 
Bei diesen Daten handelt es sich nicht um neue Daten, sondern um vorhandene Da-
ten. Wir haben unterschiedliche Datenbanken angezapft, um diese Daten mit einem 
wirklichen Mehrwert für Schule und Schulaufsicht neu zusammenzustellen. 
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Das Datenblatt hat, anders als das spätere Dashboard, einige Einschränkungen. Wir 
haben das auf Pi mal Daumen 25 Seiten mit einem klaren Fokus auf das Wesentliche 
begrenzt. Die zweite Prämisse, die wir eingehen mussten: Die Schnittstellen zu den 
Datenbanken mussten relativ schnell und unproblematisch programmierbar sein. Ei-
nige Schulen haben sich mehr gewünscht. Das konnten wir jetzt noch nicht umsetzen, 
weil die Technik das so nicht möglich macht. 

(Folie 6) 

Die Rahmendaten stellen die Situation der Schule sehr klar dar. Ich habe Ihnen einmal 
aus Datenblättern unterschiedlicher Musterschulen ein Portfolio zusammengestellt. 
Wesentlich für die Schulen ist zum Beispiel, wo Sie mit ihrem Schulsozialindex platziert 
sind und wie sich das zu anderen Schulen der gleichen Schulform verhält. Die Quellen 
wie zum Beispiel der Schulsozialindex, aus denen die Daten jeweils genommen sind, 
werden angegeben. Die Vergleichsgruppe sind alle öffentlichen Schulen derselben 
Schulform. 

(Folie 7) 

Um sich ein Bild von der Ausgangssituation der Schule insbesondere mit Blick auf die 
Schülerschaft zu machen, haben wir zum Beispiel Hinweise bzw. Daten zum Anteil der 
Schülerinnen und Schülern nach Schulformempfehlung aufgenommen – in diesem Fall 
am Beispiel einer Realschule – und können zwei Dinge wahrnehmen. 

Erstens machen wir immer den direkten Vergleich zwischen der Einzelschule und der 
Vergleichsgruppe möglich. Die Vergleichsgruppe ist jeweils die gleiche Schulform im 
gleichen Schulsozialindex. 

Zweitens haben wir jeweils drei Jahre dargestellt. Die Drei-Jahres-Darstellung ermög-
licht einen Blick auf Entwicklungen. Wir haben davon Abstand genommen, weitere 
Jahre reinzunehmen. Das ist dem geschuldet, dass es dann einerseits sehr unüber-
sichtlich wird und andererseits Entwicklungen, die vor fünf oder sieben Jahren stattge-
funden haben, in der heutigen Zeit vielleicht nur noch wenig Bedeutung haben.  

(Folie 8) 

Um sich ein Bild von der Ausgangssituation zu machen, gibt es zum Beispiel auch 
Hinweise zum sonderpädagogischen Förderbedarf an Schulen, immer unterschieden 
nach zieldifferenter und zielgleicher Förderung. Wir haben neben diesen beiden Items 
und Datengrundlagen noch Daten wie Schülerzahl und Anteil an Kindern mit nicht 
deutscher Verkehrssprache zu Hause, aber auch Hinweise zum fachfremd erteilten 
Unterricht, weil auch das ein Punkt ist, auf den man bei einzelnen Fächern genau 
schauen muss. 

(Folie 9) 

Der nächste große Block sind die Prozessdaten, die für die Qualitätsanalyse in Nord-
rhein-Westfalen erhoben werden. Wir haben diese Daten nur dann aufgenommen, 
wenn an der Schule die Qualitätsanalyse in den vergangenen drei Jahren durchgeführt 
wurde. Schulen, die vor fünf Jahren eine Qualitätsanalyse erhalten haben, finden ihre 
Daten also nicht. Dort fehlen dann die Prozessdaten. 
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(Folie 10) 

Bei den Hinweisen aus der Qualitätsanalyse haben wir einen ganz klaren Fokus auf 
das Thema „Unterricht“ bzw. „Lernwirksamkeit von Unterricht“ gerichtet. Ein Merkmal 
sticht heraus: Das ist das Merkmal der Klassenführung. Die Klassenführung halten wir 
und nicht nur wir, sondern auch die Wissenschaft für zentral für gelingenden und lern-
wirksamen Unterricht. Sie erkennen in dieser Darstellung keine relativen Anteile, son-
dern sie erkennen absolute Zahlen; das wissen die Schulen auch. Das ist der Anteil 
der Beobachtungen, die für die QA in diesen Fällen gemacht wurde. 

(Folie 11) 

Ein zweiter zentraler Punkt aus der Qualitätsanalyse, den Sie auch im letzten IQB-
Bildungstrend finden, ist das Thema der kognitiven Aktivierung, also Hinweise auf die 
Tiefenstruktur und Lernwirksamkeit von Unterricht zu bekommen. Das war ein zentra-
ler Aspekt im letzten IQB-Bildungstrend, verbunden mit dem Hinweis, dass noch viel 
zu häufig auf die Oberflächenstruktur von Unterricht geschaut wird: Machen sie jetzt 
eine Gruppen- oder Einzelarbeit? Das ist Oberflächenstruktur, aber der Blick muss auf 
die Tiefenstruktur von Unterricht gerichtet sein: Was ist tatsächlich lernwirksam? Des-
wegen ist der Punkt der kognitiven Aktivierung ein zentraler. 

(Folie 12/13) 

Bei den Ergebnisdaten darf ich vorwegstellen, dass sie sich nach Schulformen natür-
lich unterscheiden und unterscheiden müssen. Das liegt einfach daran, dass eine 
Grundschule andere Ergebnisdaten als zum Beispiel ein Berufskolleg oder eine Ge-
samtschule mit Sekundarstufe I und gymnasialer Oberstufe hat. 

Bei den Ergebnisdaten, die ich Ihnen zunächst vorstelle, gibt es den Anteil an Schüle-
rinnen und Schülern, die in der Sekundarstufe I einen Jahrgang wiederholen. Am Bei-
spiel einer Sekundarschule – ich hätte jede andere Schulform nehmen können – kann 
man zwei Dinge sehr schön sehen. Zum einen sehen Sie die Entwicklung der Einzel-
schule über die vergangenen drei Jahre. Zum anderen sehen Sie die Entwicklung der 
Vergleichsgruppe, die im Gegensatz zur Entwicklung der Einzelschule sehr stabil ist. 
Das könnten Hinweise sein, innerhalb der Schule einmal genauer hinzuschauen und 
sich mit den Daten auseinanderzusetzen: Finden wir Gründe, warum diese Entwick-
lung so ist, wie sie ist und wie sie dargestellt wird? 

An dieser Stelle ein ganz kurzer Einschub: Es ergibt sich auch bei Schulleiterinnen und 
Schulleitern ein heterogenes Bild, wie sie geschult sind, mit Daten umzugehen. Um 
tatsächlich alle Schulleitungen und alle Schulaufsichten zu befähigen, gleichsinnig mit 
Daten umzugehen, haben wir eine ganze Reihe von Informationsmaterialien, Fortbil-
dungsformaten etc. auf den Weg gebracht und entwickeln sie gerade, damit landesweit 
ein gleichsinniges Verständnis von Daten und dem Umgang mit Daten vorhanden ist.  

(Folie 14) 

Der nächste Block am Beispiel eines Gymnasiums sind die VERA-Daten. Diesbezüglich 
finden Sie nur zwei Jahre. Das liegt daran, dass im Vorjahr 2022/2023 aufgrund der 
letzten Auswirkungen der Coronapandemie sehr unzuverlässige Datenlagen bestanden. 
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Wenn im kommenden Jahr drei Durchgänge gelaufen sind, dann finden sich entspre-
chend drei Jahrgänge im Vergleich. 

(Folie 15) 

Neben den Vergleichsarbeiten bei VERA – perspektivisch können noch weitere Ver-
gleichsarbeiten dazukommen – blicken wir auf die Verteilung von Prüfungsnoten in 
Zentralen Prüfungen 10 vom Typ MSA an einer Gesamtschule. Sie erkennen wieder 
die Entwicklungen der Schule und können feststellen, dass zum Beispiel im Schuljahr 
2024/2025 der Anteil der schwachen Noten, aber auch der Anteil der sehr guten Leis-
tungen an dieser Einzelschule geringer war als in der Vergleichsgruppe. Wichtig ist – 
das wurde in diesem Fall nicht dargestellt, weil es in der Darstellung sehr klein war –: 
Unter jedem Diagramm finden die Schulen und alle, die damit umgehen, eine sehr 
ausführliche Legende, damit immer klar ist: Was sind das für Daten? Wo kommen sie 
her? Wie sind sie zu verstehen? Was ist tatsächlich dargestellt? 

(Folie 16) 

Beim Thema „Berufskolleg“ ist der Blick ein etwas anderer. Wir haben sehr intensiv mit 
unseren Kolleginnen und Kollegen im Haus und mit Schulleitungen von Berufskollegs 
diskutiert, welche Daten man nimmt. Am Beispiel der Berufsfachschule 2 habe ich die 
Abgängerinnen und Abgänger nach Abschluss in den Blick genommen. Wichtig ist mir: 
„Ohne Abschluss“ bedeutet, dass kein höherwertigerer allgemeinbildender Schulab-
schluss erworben wurde als bei Bildungseintritt. Das bedeutet also nicht, dass sie alle 
keinen Schulabschluss haben, sondern nur, dass sie im Rahmen der Berufsfachschule 2 
keinen höherwertigeren Schulabschluss bekommen haben. 

(Folie 17) 

Dass das Abitur natürlich an allen Schulen, die Abitur anbieten, dabei sein muss, ist 
völlig klar. Die schöne Gleichverteilung bei der Vergleichsgruppe findet man an der 
Einzelschule nicht, weil wir dort eine sehr viel geringere Datenlage haben. Auch in 
diesem Fall – das ist sehr wichtig – ist die Vergleichsgruppe jeweils die Schulform. Die 
Vergleichsgruppe bei Gymnasien sieht also etwas anders aus als bei Gesamtschulen.  

(Folie 18) 

Ich komme nun zügig zum Schülerfeedback. Einmal vorweggeschickt: Es wurde inten-
siv unter Beteiligung von Schulleitungen, Schulaufsicht, aber vor allem natürlich auch 
von Schülerinnen und Schülern entwickelt. Frau Ministerin hat es gesagt: Es wird in 
der freiwilligen Phase bereits sehr gut angenommen. In Informationsveranstaltungen, 
die Mitte Dezember durchgeführt wurden, gab es Meldungen von 800 bis 1.000 Schu-
len, die gerne freiwillig mitmachen wollten. Jetzt haben wir schon 2.500 Meldungen. 
Deswegen skalieren wir das ganze System hoch, sodass wir allen die Möglichkeit ge-
ben, an dem Schülerfeedback freiwillig teilzunehmen. 

(Folie 19) 

Der Fokus liegt auf Wohlbefinden, Schulkultur und Aspekte sozial-emotionaler Ent-
wicklung. Wenn Sie den Bogen in Gänze sehen, dann werden Sie keine Items finden, 
die eine Bewertung der einzelnen Lehrkraft zulassen. Das haben wir von Anfang an 
sehr deutlich gemacht. Das spiegelt sich auch in diesem Itembogen wider. 
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Bei den Ergebnissen ist es so, dass die Lehrkraft diese anonymisiert und aggregiert 
für ihre Klasse bekommen. Die Schulleitung hat die Möglichkeit, die Ergebnisse ag-
gregiert über die Jahrgangsstufe und respektive über die gesamte Schule einzusehen.  

(Folie 20) 

Das Ganze machen wir über ein Portal. Das war insofern sehr aufwendig, als wir es 
für diese enormen Zugriffszahlen sehr hoch skalieren und gleichzeitig die IT-Sicherheit 
sicherstellen mussten. Das funktioniert bisher sehr gut und reibungslos. Wir haben 
keine nennenswerten Rückmeldungen hinsichtlich Probleme bekommen. Auf diesen 
Seiten in dem Portal sind viele Informationen für die Schulleitungen, für die Lehrkräfte 
und auch für die Schülerinnen und Schüler hinterlegt. Das geht bis dahin, dass wir 
Beispiele von Unterrichtsstunden, wie man dieses Schülerfeedback einführt, für sehr 
junge Schülerinnen und Schüler hinterlegt haben 

(Folie 21/22) 

Bei den Items – Sie sehen Beispiele der Primarstufe – haben wir solche gewählt, die 
im Grundsatz über alle Schulstufen vergleichbar sind. Wir haben diese natürlich 
sprachlich, aber auch von der Anzahl angepasst, sodass wir mehrere Bögen haben, 
einmal für die Primarstufe. Für die Sekundarstufe I haben wir zwei Bögen: für die Klas-
sen 5 bis 7 sowie 8 bis 10. Für die Sekundarstufe II und für das Berufskollegs wurden 
sie entsprechend weiter angepasst. 

Bei der Primarstufe sehen Sie, dass mit Handsymbolen gearbeitet wird und die Schüler 
ihre Rückmeldungen etwa zum Selbstwert und zur Selbstwirksamkeit in der Schule, 
aber auch zu dem für uns zentralen Thema der demokratischen Teilhabe geben konn-
ten. Auch in diesem Fall sehen Sie, dass es altersangemessene Items sind, die Kinder 
problemlos verstehen sollten. Wenn die Kinder diese nicht verstehen, dann haben 
Lehrkräfte die Möglichkeit – das wissen die Lehrkräfte –, den Kindern Unterstützung 
zu geben und zu erklären, was damit jeweils gemeint ist. 

(Folie 23) 

Für die Sekundarstufe II arbeiten wir nicht mehr mit Handzeichen, sondern mit An-
kreuzsymbolen. Man kann zustimmen oder auch sagen: Das kann ich nicht beurteilen. – 
Es sind ganz wichtige Punkte dabei, zum Beispiel: Ich weiß, wen ich fragen kann, wenn 
ich Unterstützung brauche. – Wenn die Rückmeldungen in einer Schule überwiegend 
negativ sind, dann bestehen möglicherweise Handlungsbedarfe. 

(Folie 24) 

Sie erkennen – deswegen habe ich es ausgewählt – das Thema „demokratische Teil-
habe“ auch im Bereich der Sekundarstufe II, nur ein bisschen fundierter und von den 
Formulierungen her auf die Oberstufe angepasst. 

(Folie 25) 

Ich möchte am Ende noch kurz etwas zu den Ergebnisberichten sagen. Das Ganze 
wird automatisiert ausgewertet. Das heißt: Die Lehrkraft bekommt in Diagrammen sofort 
dargestellt, welcher Anteil von Schülern wie geantwortet hat. Die Schulleitung bekommt 
die Rückmeldungen aggregiert, also in zusammengestellter Form, auch grafisch. Wir 
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stellen den Schulen den Bericht nicht nur digital zur Verfügung, sondern auch als PDF 
oder als Excel-Tabelle, sodass die Schule problemlos mehrere Jahre hintereinander 
vergleichen kann, wenn sie das über mehrere Jahre durchgeführt hat und damit wei-
terarbeiten möchte. 

Die zentralen Punkt hierbei waren – das habe ich eingangs gesagt – „Wohlbefinden 
von Schülerinnen und Schülern“ und „demokratische Teilhabe“. Der entscheidende 
Punkt ist, Schülerinnen und Schülern eine Stimme zu geben. Das zahlt auf das Ziel 3 
des Schulkompasses ein, nämlich die Stärkung der sozial-emotionalen Kompetenzen. – 
Ich würde es dabei belassen und bedanke mich herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Frank Müller (SPD): Herr Schnelle, vielen Dank für den Überblick. Da Sie es immer 
mit einem sehr ungeduldigen Schulausschuss zu tun haben, schließen sich Fragen 
an, die sich nach diesem Vortrag zwangsläufig anschließen müssen. Ich will vorweg-
schicken, dass der Einstieg in die systematische Erfassung und Aufbereitung von In-
formationen – es ist aber allenfalls ein Einstieg in die evidenzbasierte Schulentwick-
lung – erst einmal gut ist. Es ist eines der zentralen Ergebnisse der Enquetekommis-
sion „Chancengleichheit in der Bildung“, dass das wichtig ist, auch nach den Erfahrun-
gen, die wir bei dem Besuch in Hamburg gemacht haben. Sie haben immer wieder 
gesagt, wie sehr Sie an vielen Stellen im Austausch mit Ties Rabe waren. 

Frau Ministerin, insofern schließt sich die logische Frage des Ausblicks an: Wohin ent-
wickelt sich dieser Schulkompass und die Feedback- sowie die Datenbögen? Was 
folgt am Ende daraus? Vielleicht mögen Sie, Herr Schnelle, dazu einen kurzen Aus-
blick geben. Es ist erst einmal eine Sammlung von Daten mit teilweise nur bedingter 
Aussagekraft über die Schulentwicklung; auch über die Frage: Sind es punktuelle Mes-
sungen? Im Moment sammeln Sie punktuelle Messungen, weil wir in Nordrhein-West-
falen bislang keine anderen Daten haben. An welchem Punkt sind wir da, auch in den 
Überlegungen des Ministeriums im Bereich des kontinuierlichen Bildungsmonitorings? 
Wie erkennen Schulen also im späteren Verlauf beispielsweise den Erfolg von Maß-
nahmen in diesem Schulkompass?  

Ich würde vermuten, dass es mit den Daten, die Sie uns gezeigt haben, nur bedingt 
möglich sein wird, zum Beispiel den kontinuierlichen Erfolg und die Wirksamkeit von 
Maßnahmen in der eigenen Schule abzulesen. Sie sind zu punktuell, um tatsächlich in 
die evidenzbasierte Schulentwicklung einzusteigen. 

Ich würde mich interessieren – das ist eine Frage, die sich anschließt und die Sie im 
Ministerium bestimmt bereits miteinander diskutiert haben –: Wenn wir uns dem 
Thema „Wohlbefinden“ und dem Schülerinnen- und Schülerfeedback zuwenden, stellt 
sich die Frage, welche Handlungsoptionen beispielsweise für eine Schulleitung daraus 
folgen. Wenn wir feststellen, dass es an einer Schule um das Wohlbefinden von Schü-
lerinnen und Schülern aus sehr unterschiedlichen Gründen – weil sie zum Beispiel 
finden, dass viel zu wenig Schulsozialarbeit oder keine Schulpsycholog*innen zur Ver-
fügung steht bzw. stehen – sehr schlecht bestellt ist, dann hat eine Schulleitung in 
Nordrhein-Westfalen bislang einen relativ kleinen Handlungsspielraum, weil sie nicht 
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in der Lage ist, diesen Faktor selbstständig zu verbessern. Was mittel- bis langfristig 
daraus folgt, ist eine Frage, mit der Sie sich sicherlich auseinandergesetzt haben. Wie 
gelingt es zum Beispiel, einen freien Mittel- oder Budgeteinsatz für Schulen vorzusehen? 

Stichwort „Schulaufsicht“ bzw. „Schulträger“: Es war übrigens auch ein Ergebnis der 
Enquetekommission, dass wir dringend an die Frage der inneren und äußeren Schul-
angelegenheiten herangehen müssen, weil wir genau in diesem Bereich an die Grenze 
dessen stoßen, was Schulleitungen tun können. Auf wen sind sie angewiesen? Wen 
adressiert beispielsweise so ein Schülerfeedbackbogen in einem Bereich, in dem eine 
Schulleitung oder ein Kollegium das gar nicht steuern kann? 

Was mir gerade eingefallen ist und was ich ganz spannend finde: Auch das Lehrkräf-
tefeedback wäre eine Frage. Ich weiß nicht, ob im Ministerium diskutiert wurde, wie 
systematisch man das erfasst, weil viele Lehrkräfte durchaus berichten, dass es um 
ihr Wohlbefinden nicht gutsteht. Das hat unmittelbar etwas mit der Bildungsqualität zu 
tun. In Hamburg wurde damals eigens dafür das IfBQ gegründet, das Schulen bei die-
sem Bildungsmonitoring begleitet und ermöglicht, dass man sehr zielgerichtet in die 
Schulentwicklung und Schulberatung geht. 

Mich würde interessieren, was mittel- bzw. langfristig aus genau diesen Daten folgt. 
Wie stellt man also ein kontinuierliches Bildungsmonitoring mit aussagekräftigen Da-
ten darüber sicher, wie eingeleitete Maßnahmen wirken, ab welchem Punkt sich das 
an die Schule richtet und ab welchem Punkt vorgesehen ist, dass man künftig aktiv 
beispielsweise in die Schulberatung, -entwicklung und -begleitung geht? 

Vielleicht nicht alle diese Fragen – ich will das sehr deutlich sagen – können Sie heute 
beantworten. Vielleicht können sie zu Beginn eines Prozesses noch nicht alle beant-
wortet sein, aber ein bisschen mehr Ausblick würden wir uns durchaus wünschen. An-
sonsten bekommen wir die Präsentation wahrscheinlich zugeleitet und gegebenenfalls 
in einer der nächsten Sitzungen ein bisschen Ausblick bezüglich Monitoring, Datener-
hebung und darauf, was alles aus diesen Dingen folgen wird. 

Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE): Herzlichen Dank für die Darstellung. Ich finde es 
gut, dass so unfassbar viele Schulen, also knapp die Hälfte, freiwillig an dem Schü-
ler*innenfeedback teilnehmen. Das kann man lobend und wertschätzend zur Kenntnis 
nehmen, weil das im Vorhinein zumindest in der Diskussion war. Ich habe es nicht 
verstehen können, weil ich finde, dass jede Schule, die sich auf den Weg macht, Schü-
lerinnen und Schüler zu befragen, eine gewisse Form des Respektes, des Miteinan-
ders und auch des demokratischen Verständnisses von Schule als Lebensort verstan-
den hat. Deswegen finde ich es super, dass es bereits jetzt schon so viele freiwillig 
machen. 

Ich habe eine Nachfrage in Zusammenhang damit, an wen die Daten zurückgehen, 
nämlich Schul- und Klassenleitungen, wenn ich das richtig gesehen habe. Die SV 
wurde als demokratisches Gremium in den Befragungsunterlagen genannt. Können 
die Daten auch an die SVs gehen, weil dort eigene Erkenntnisgewinne passieren können? 

Ansonsten bin ich sehr froh, dass wir in Nordrhein-Westfalen in die datengestützte 
Unterrichtsentwicklung einsteigen und die Schulen durch valide Daten sowohl Erfolge 
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erkennen, als auch in einen eigenen internen Prozess starten können, um Weiterent-
wicklung zu betreiben. 

Andrea Busche (SPD): Frau Ministerin, danke für den Bericht. Ich habe eine Nach-
frage zum Schülerfeedback: Gibt es in diesem Feedback – ich weiß nicht, ob das voll-
ständig war, was Sie uns vorgestellt haben – offene Fragen, gerade im Hinblick auf 
das, was Herr Müller angemerkt hat, nämlich die mentale Gesundheit betreffend? 
Wenn man den Befragungen Glauben schenken darf, steht das bei Schülerinnen und 
Schülern an erster Stelle, was Problembeschreibungen in Schule betrifft. Dazu habe 
ich gar nichts gefunden. Es war eher etwas zum Demokratieverhalten und ob man 
weiß, wie die Strukturen sind und an wen man sich wenden kann. Ich habe nichts dazu 
gefunden, offen zu sagen, wo der Schuh drückt. Dazu möchte ich gerne ein bisschen 
mehr erfahren. – Vielen Dank. 

Claudia Schlottmann (CDU): Zunächst einmal herzlichen Dank für diesen Bericht. 
Ich denke, es ist ein absolut guter Einstieg, zu sehen, was man mit dem Schulkompass 
in Nordrhein-Westfalen machen kann. Ich glaube, dass wir auch in Zukunft sehr inten-
siv darüber diskutieren werden, welche positiven Effekte dieser Schulkompass vor al-
len Dingen für die Schulen haben wird. Ich gebe zu: Ich hätte es mir als Schülerin 
durchaus einmal gewünscht, an meiner Schule ein Feedback für das eine oder andere 
zu geben, was sich in den Schulen abgespielt hat. 

(Frank Müller [SPD]: Über die Abizeitung ging das! Da war das mög-
lich!) 

– Bitte? 

(Frank Müller [SPD]: Über die Abi- oder Abschlusszeitung war das 
möglich! – Heiterkeit) 

– Ja, ich habe zwischendurch in der Schülerzeitung sehr deutlich geschrieben, was 
ich von dem einen oder anderen hielt, was ich getan habe. Das kam nicht immer positiv 
an. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Kenne ich! – Heiterkeit) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, wir können gemeinsam festhalten, dass 
es ein guter Aufschlag bzw. ein guter Einstieg ist. Wir werden gemeinsam feststellen, 
welche Ergänzungen wir vielleicht noch haben oder bei welchen Themen wir vielleicht 
noch tiefer einsteigen möchten; an dieser Stelle zunächst einmal herzlichen Dank da-
für. 

Ministerin Dorothee Feller (MSB): Vielen Dank für die Rückmeldungen. Die Einfüh-
rung der Datenschutz- und Qualitätsentwicklung in Nordrhein-Westfalen ist für unser 
Schulsystem ein großer Schritt. Ich muss das einmal sagen. Wir sprechen über manch 
andere Veränderungen, aber das ist ein schwieriger fassbares Thema, das man nach 
draußen nicht so kommunizieren kann, aber es bedeutet eine große Veränderung in 
unserem Schulsystem. 
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Herr Müller, Sie verweisen zu Recht immer auf Hamburg. Hamburg hat für 400 Schu-
len 15 bis 20 Jahre gebraucht. Wir sprechen in Nordrhein-Westfalen von 5.400 Schu-
len. Das darf man nicht vergessen. Das ist eine große Veränderung, weil das auch 
eine Veränderung in der Haltung erfordert. Das will ich zur Unterstreichung einmal 
deutlich sagen, so wie Sie es in Ihren Ausführungen auch tun. Das bedeutet sowohl in 
den Schulen als auch in den Schulaufsichten eine große Veränderung.  

Sie fragen zu Recht, was wir mit den Daten tun. Wir erheben die Daten nicht, um Da-
tenfriedhöfe zu haben. Das brauchen wir nicht. Herr Schnelle hat in seinem Vortrag 
deutlich gemacht, dass wir in dem Datenblatt viele Daten zur Verfügung stellen, die 
die Schulen auch jetzt schon haben. Was wir mit dem Datenblatt tun, ist, dass wir 
erstens den Schulen im Moment die Arbeit abnehmen, sie aus unterschiedlichen Da-
tenquellen zusammenzutragen. Das tun wir für sie. Zweite stellen wir – das ist für die 
Schulen das Sinnvolle – die Vergleiche auf, wo sie als Schulen stehen. Das sind die 
Vergleichswerte im Landesdurchschnitt. Daraus ergeben sich Konsequenzen. Wir wis-
sen von Schulen in Nordrhein-Westfalen, die diesen Weg von sich aus schon gegan-
gen, mit den Daten, die sie haben, konsequent arbeiten und damit auch gute Erfolge 
erzielt haben. 

Ich war mit Ihrem MdL-Kollegen neulich noch in Mülheim in einer Gesamtschule, die 
über einen längeren Zeitraum Schwierigkeiten hatte, die erforderliche Schülerzahl zu 
generieren. Diese Schule hat im Grunde genau das schon gemacht: Sie hat sich die 
VERA-8-Daten, ZP10 und die Schülerschaft angeschaut. Sie hat selbst ein Schüler-
feedback entwickelt und heute eine stabile bis steigende Anmeldezahl. Das zeigt, dass 
die Daten eine Menge über die Situation an Schule aussagen und dass sie dabei hel-
fen, zu schauen: Wo steht meine Schule? Was muss ich tun, um die Schülerinnen und 
Schüler in ihren Kompetenzen besser zu fördern? Dadurch wird die Stimmung in 
Schule besser. Auch das gehört dazu. 

Das auf alle Schulen in Nordrhein-Westfalen zu übertragen, ist nicht ganz trivial, aber 
wir tun es gerne; das schicke ich vorweg. Was tun wir? Die Daten sagen schon einiges 
aus. Das ist nicht gerade wenig, was sie an Informationen bekommen haben. Wir ha-
ben in das Datenblatt aufgenommen – bei den Grundschulen ist VERA-3 auf jeden 
Fall dabei –: Wie setzen sich die Schulen zusammen usw.? Das Schülerfeedback wird 
demnächst einfließen. Wir haben bei den weiterführenden Schulen VERA-8 und ZP-10, 
auch Rückmeldungen zum Schülerfeedback, die Zusammensetzung der Schulen usw.  

Wir planen – das haben wir hier schon einmal gesagt –, in Nordrhein-Westfalen weitere 
Lernstandserhebungen einzuführen. Bewusst in der fünften Klasse werden wir zu Be-
ginn des Schuljahres 2026/2027 die nächste Lernstandserhebung einführen, weil in 
dieser Klassenstufe viele Schülerinnen und Schüler aus unterschiedlichen Grundschu-
len zusammenkommen und Schulen zum Teil schon Maßnahmen entwickelt haben, 
um herauszufinden, mit welchen Kompetenzen die Schülerinnen und Schüler in der 
fünften Klasse zu ihnen kommen. Es wird also stetig wachsen. 

Ich habe bewusst gesagt: Das ist auch eine Veränderung für die Schulaufsichten, weil 
die Ergebnisse des Datenblatts Gegenstand für Zielvereinbarungen werden sollen, die 
die Schulaufsicht mit den einzelnen Schulen trifft. Das heißt: Die Rolle der Schulauf-
sicht wird sich in Nordrhein-Westfalen verändern. Das Datenblatt ist die Grundlage für 
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Gespräche mit Schulen und dafür, Schulen zu begleiten, zu beraten und zu sagen: Die 
Schülerinnen und Schüler einer Schule stehen im Vergleich zu anderen Schulen des 
gleichen Sozialindexes in der – das ist immer wichtig – gleichen Schulform nicht so gut 
da. Was können wir gemeinsam tun, damit das besser wird, und wie können wir sie 
dahin gehend beraten? 

Bevor wir die datengestützte Qualitätsentwicklung eingeführt haben, hat es in den letz-
ten Jahren an Schule bewusst schon viele Maßnahmen gegeben – Sie kennen das an 
den Grundschulen: LeOn, die Förderung der Basiskompetenzen usw. –, sodass sich 
die Rolle der Schulaufsichten dahin gehend ändern wird, die Schulen auf der Grund-
lage des Datenblattes enger zu begleiten. Daher wird das in den nächsten Monaten 
und Jahren eine große Veränderung in unserem Schulsystem sowohl bei den Schul-
aufsichten als auch bei den Schulen bedeuten, bei der wir sie eng begleiten werden. 

Zum Stichwort „Schülerfeedback“: Ja, das Schülerfeedback bekommen die Klassen-
lehrer und in aggregierter Form die Schulleitungen. Natürlich können es in dieser ag-
gregierten Form auch die Schülervertretungen bekommen. Frau Busche, nein, Sie ha-
ben bei Weitem nicht die gesamten Items des Schülerfeedbacks gesehen. Wir haben 
bei den Grundschulen 30 Items oder, wenn Sie so wollen, Fragen. Bei den weiterfüh-
renden Schulen sind es 40 Items. Demokratie ist ein Bereich, um zu zeigen, dass uns 
das sehr wichtig ist, wie Schülerinnen und Schüler sich beteiligen können. 

Wir haben noch keine Freitexte, weil wir mit diesem Schülerfeedback erst einmal so 
starten wollen. Wir haben übrigens bei der Erarbeitung des Schülerfeedbacks – das 
ist uns ganz wichtig – Schülerinnen und Schüler beteiligt und ihre Sichtweise einge-
bracht, weil es gerade um diese Kategorie geht. 30 Items gehen über viele Bereiche. 
Bei den weiterführenden Schulen sind es 40 Items. Wir schauen einmal, wie die Rück-
meldung ist. Deswegen sage ich immer ganz bewusst: freiwillig gemeinsam optimie-
ren. Wenn der Wunsch entsteht, dass man Freitext braucht, dann müssen wir 
schauen, wie wir das abbilden können. Wir werden es irgendwann verpflichtend ma-
chen. Diese Erfahrungen werden wir sammeln. 

Herr Müller, zu dem von Ihnen genannten Punkt, was wir damit tun: Zum einen ist es 
Gegenstand von Zielvereinbarungen. Im Mittelpunkt steht immer, dass wir bei den 
Kompetenzen unserer Schülerinnen und Schüler besser werden. Die daraus resultie-
ren Maßnahmen müssen nicht immer – das sage ich jetzt ganz bewusst – mehr Per-
sonal oder mehr Schulsozialarbeit sein. Wenn Schülerinnen und Schüler sich melden: 
„Wir werden gar nicht gesehen“ oder „Wir können uns gar nicht in der Schule äußern“, 
dann braucht man deswegen keinen Schulsozialarbeiter, sondern der Schulleiter und 
das Schulkollegium müssen schlichtweg einmal überlegen, was sie tun können. 

Es hat sich gezeigt, dass es bei den Schulen, die schon mit den eigenen Daten oder 
eigenen Erhebungen arbeiten, nicht immer darum ging, dass mehr Personal erforder-
lich sei, sondern darum, fokussierter zu arbeiten, indem die Fachschaften sich austau-
schen und gemeinsam darauf schauen, was für einen Unterricht sie eigentlich machen. 
Auch dazu habe ich neulich noch mit einer Gesamtschule gesprochen, in der schon 
nach diesem Konzept gearbeitet und gesagt wird: Für uns ist es am Ende eine enorme 
Arbeitserleichterung, weil wir uns jeweils in der Fachschaft zusammensetzen und 
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schauen, wo wir gemeinsam stehen und was wir gemeinsam machen können, damit 
die Kompetenzen unserer Schülerinnen und Schüler besser werden. 

Wenn die Frage nach mehr Personal kommen sollte, dann stehen wir zur Verfügung 
und müssen überlegen, wie wir damit umgehen. Ich will nur sagen: Das ist nicht immer 
sofort die Lösung, sondern es hat auch andere Ursachen, warum manche Dinge nicht 
so gut laufen. Durch die Daten wird das sichtbar. Ich kann nachfragen, was Daten 
bedeuten und auf die Ursachen eingehen. Es ist einfach fassbarer und kein Gefühl 
mehr, sondern es ist nachvollziehbar und offensichtlich. 

Ich weiß nicht, ob ich jetzt alle Fragen beantwortet habe. 

MDgt Dirk Schnelle (MSB): Ich würde nur ganz kurz ergänzen. Ich habe mir die Frage 
zum Lehrkräftefeedback aufgeschrieben. Diesbezüglich haben wir ein Stück weit an-
dere Instrumente. COPSOQ ist eines, das weitgehend bekannt ist und mit dem wir das 
abbilden können. Ein Punkt ist mir wichtig – Frau Ministerin hat das alles schon sehr 
gut ausgeführt –: Es ist richtig, dass die Daten und das Datenblatt nicht alles vollum-
fänglich abbildet, aber sie geben ganz wichtige Hinweise, an welchen Stellen es sich 
lohnt, hinzuschauen. 

Ein Beispiel: Eine Schule hat mit einem wahnsinnigen Aufwand, auch mit einem wahn-
sinnigen personellen Aufwand, über mehrere Jahre ein Mathekonzept zur Verbesse-
rung der Matheleistungen durchgeführt. In den Daten der Schule über zehn Jahre – 
wir haben sie uns mit der Schule angeschaut – hat sich das überhaupt nicht niederge-
schlagen. Es waren also überhaupt keine Verbesserungen erkennbar. Der Aufwand, 
den die Schule betrieben hat, war riesig. Wenn das aber die Erkenntnis ist – ich führe 
eine Maßnahme durch, schaue mir an, ob sie wirklich wirkt, und komme zu dem 
Schluss, dass die Wirksamkeit nicht vorhanden oder nur sehr gering ist –, dann ist es 
ein guter Zeitpunkt, zu sagen: Ich muss alte Zöpfe abschneiden und nutze die Res-
source, die ich einspare, um eine andere Maßnahme in die Wege zu leiten; dies nur 
als ein Beispiel. 

Bei Hinweisen aus dem Schuldatenblatt geht man mit der Schule natürlich ins Detail. 
Dann können sich Veränderungen ergeben, die an der Schule deshalb tatsächlich zu 
Entlastungen führen, weil man Maßnahmen auf Wirksamkeit überprüft. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Vielen Dank für den Bericht, die weiteren Ausführun-
gen und die Präsentation. Sie wissen: Wir üben an unterschiedlichen Stellen sehr viel 
Kritik am Schulkompass. Ich muss sagen: Was das Schülerfeedback angeht, sieht es 
erst einmal wirklich gut aus; Kompliment dafür, dass die Beteiligung so hoch ist. Das 
ist eine gute Voraussetzung dafür, dass daraus etwas wirklich Gutes entstehen kann. 
Vor allem wird es darauf ankommen, wie man mit den Ergebnissen umgeht. Das ist 
der erste Punkt, den ich ansprechen möchte. 

Ich weiß nicht, ob ich es auf der letzten Folie übersehen habe. Es werden diese Be-
richte generiert, aber entscheidend ist die Frage, was man mit diesen Berichten macht. 
Wenn die Klassenlehrerin bzw. der Klassenlehrer und Schulleitung darauf schaut, ist 
das das eine. Für die Schüler wird es aber ganz entscheidend sein, dass sie ein 
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Feedback zu ihrem Feedback bekommen. Soll heißen: ob sich wirklich etwas verän-
dert, ob Dinge geprüft werden und ob sie in ihrem Feedback ernst genommen werden. 
Das wird entscheidend dafür sein, ob diese Maßnahme am Ende tatsächlich Erfolg 
hat, ob die Schüler sie akzeptieren oder ob sie irgendwann sagen: Wir geben zwar 
einmal im Jahr oder jedes halbe Jahr ein Feedback, aber damit passiert eh nichts. 

Das wäre natürlich total schade, weil man dann viel Mühe und Geld versenkt hätte, 
was wir alle nicht wollen. Deswegen die Frage: Gibt es so etwas wie Anregungen dazu, 
wie Schulen damit umgehen und wie Feedback zu dem Feedback erfolgen kann? Das 
ist die erste Frage. 

Ich möchte des Weiteren die Kollegin Busche unterstützen, was das Thema „Freitexte“ 
angeht. Für jeden, der Befragungen auswertet – das kann ich aus eigener Erfahrung 
sagen –, sind Freitextfälle immer die Hölle, weil sie nur sehr schwer standardisiert aus-
zuwerten sind. Das Tolle an ihnen ist aber, dass dort oft die wertvollsten Informationen 
stecken. Deswegen möchte ich das unterstützen und diese Anregung mitgeben, un-
bedingt Freitextfelder, wenn auch nur sparsam, einzubauen. Diese können die ganz 
knackigen, wichtigen Informationen für eine Schule oder Klasse enthalten. 

Ich möchte Sie noch fragen, inwieweit eigene Items hinzugefügt werden können, wenn 
eine Schule spezielle Fragestellungen hat, die sie betreffen und noch nicht abgebildet 
sind. Inwiefern möchte man das berücksichtigen? 

Zuletzt möchte ich Sie nach der Zusammenarbeit mit dem Schulträger fragen. Wenn 
man Schülerinnen und Schüler fragt, was sie an ihrer Schule verbessern möchten – 
ich habe das gestern mit einer Schülergruppe erlebt –, dann kommen viele Vorschläge, 
die den Schulträger betreffen, im einfachsten Fall zum Beispiel so etwas wie: Wir wün-
schen uns mehr Wasserspender. – Vieles betrifft auch die Schultoiletten. Wir müssen 
jetzt nicht ins Detail gehen. Es wäre spannend, zu wissen, inwiefern Sie in Gesprächen 
zum Beispiel mit den kommunalen Spitzenverbänden dazu stehen, wie man eine sinn-
volle Verknüpfung und vielleicht auch Beteiligungsformate mit einem Schulträger hin-
bekommt, sodass Schülerinnen und Schüler sich auch von ihrem Schulträger gehört 
fühlen. 

Frank Müller (SPD): Ich will sehr deutlich sagen, dass es gar nicht um Geringschät-
zung der Überlegungen geht, die das Ministerium anstellt, sondern aus unserer Per-
spektive um Neugier, weil wir nicht im Prozess sind und nicht wissen, was Sie sich 
überlegt haben und wohin die Überlegungen führen. Das will ich gerne vorwegschi-
cken; deswegen die Nachfragen zu dem Thema. 

Natürlich ist es so, dass Hamburg sehr lange Bildungsreformen hat wirken lassen müs-
sen, nämlich über mindestens eine Dekade. Auf der anderen Seite haben wir ein Stück 
weit den Vorteil, dass das, was Hamburg bundesweit als Vorreiter sozusagen mit Blut, 
Schweiß und Tränen entwickeln musste, eine gute Blaupause in verschiedenen Berei-
chen ist; vielleicht nicht in allen Bereichen, weil es zum Bundesland passen muss, man 
nicht immer alles eins zu eins adaptieren und manches sogar verbessern kann. Man 
kann aber genau hinschauen. Wir haben einen erheblichen Teil der Wegstrecke ge-
spart, insbesondere in Bezug auf Erkenntnisse, was man, wenn man das eine tut, auf 
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der anderen Seite nicht lassen kann. Deshalb frage ich nach: Was folgt aus den Er-
kenntnisbögen und aus dem Zusammentragen von Daten? Welche Daten brauchen 
wir eigentlich noch? 

Wenn wir eines aus Hamburg mitgenommen haben und wenn eines in der Enquete-
kommission neben der Frage der Rechenschaftslegung, die Sie gerade angesprochen 
haben, im Ergebnis wichtig war: Benchmarking ist im Moment nur bedingt aussage-
kräftig, weil Realdaten ein Stück weit fehlen. Das, was das IfBQ in Hamburg tut, müs-
sen wir in den nächsten Jahren in Nordrhein-Westfalen noch aufbauen, um auch so 
ein Realdatenmonitoring und Benchmarking zu haben und zu schauen: Wie stehe ich 
innerhalb der gleichen Gruppe, wenn ich das auf Sozialindex und Schulform beziehe? 
Wie kann ich in den kollegialen Austausch gehen, bevor es in die externe Schulbera-
tung gehen muss. Auch das ist ein Punkt, den die Hamburger sehr intensiv durchge-
führt haben. 

Wenn auf der einen Seite der Münze „Rechenschaftslegung“, „Daten“ und „Schulbe-
gleitung“ stehen, dann steht auf der anderen Seite das Thema „Freiheit“. Frau Minis-
terin, Sie weisen zu Recht darauf hin, dass erhebliche Veränderungen im Schulsystem 
erforderlich sind, die aber auch eine bestimmte Gleichzeitigkeit von Maßnahmen er-
fordern. Zumindest aus unserer Sicht wäre eine Maßnahme bzw. ein Thema, in das 
man sehr zügig einsteigen müsste – das tun Sie vielleicht, wir wissen es nur nicht; 
vielleicht können Sie dazu noch etwas erzählen oder es in den nächsten Sitzungen 
intensiver ausführen –, Schulen mehr in die Freiheit zu entlassen. 

Wir sprechen nicht automatisch nur über mehr Personal. Ich will das deutlich sagen 
und stimme Ihnen ausdrücklich zu, dass es nicht immer nur mehr Personal und Geld 
gehen muss, aber Schulen haben heute weitestgehend nicht den Rahmen, viele Dinge 
so eigenständig zu beeinflussen, wie Sie es vielleicht gerne täten und wie es in diesem 
Prozess vielleicht wünschenswert und nötig wäre, um mit solchen Daten umzugehen. 

Dazu muss man nicht nach Hamburg schauen. Man kann auch einmal in die Nieder-
lande schauen, die uns sehr nah sind und die das etwas anders gestalten. Schulen 
und Schulleitungen haben dort deutlich mehr Freiheiten und Entscheidungskompeten-
zen, um in diesem Rahmen einfach einmal ein bisschen von dem geraden Weg abzu-
weichen und zu experimentieren. Wir glauben, dass das zwingend dazugehört. Des-
wegen der Punkt: Es muss gleichzeitig mit der Einführung eines Schulkompasses mit-
gedacht und mitkonzeptioniert werden, dass Sie das nicht mit einem Fingerschnippen 
übermorgen einführen können. Es ist sicherlich keine Frage, dass eine Vorbereitung 
und die entsprechende Ausbildung von Schulleitungen erforderlich sind. 

Deswegen ist es nur konsequent: Wenn Sie die Weiterentwicklung der Schulaufsicht, 
die dann nötig wird, und auch einen Umbau hin zur Beratung ansprechen, dann müss-
ten wir aber Transparenz darüber erzeugen, was Schulaufsicht künftig vielleicht nicht 
mehr ist. Das ist natürlich auch ein Weg. Das kann keine gute Botschaft sein. Diese 
wollten Sie auch nicht senden. Ich schicke das einmal vorweg: Ich bin überzeugt, Sie 
wollten nicht senden, dass Schulaufsicht am Ende feststellt: „Wir bekommen noch 
mehr Aufgaben“, sondern es muss für Schule insgesamt gelingen. An der anderen 
Stelle ist eine Frage, was Schulaufsicht künftig nicht mehr tut und worauf sie sich kon-
zentriert, um eine Rollenklärung zwischen allen Beteiligten herbeizuführen. Deswegen 
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wollte ich gerne näher ausführen, dass ich nicht glaube, dass Sie heute eins zu eins 
alles adaptieren können. Ich glaube, dass wir zeitgleich in die Frage von Schulbudgets, 
Schulfreiheit und Eigenständigkeit sowie parallel in die Debatte einsteigen müssen: 
Welche Rolle hat Schulaufsicht aus unserer Sicht künftig? Welche Vorstellung haben 
wir von einer modernen Schulaufsicht? 

Schulministerinnen und -minister vor Ihnen haben schmerzhaft lernen müssen: Das 
geht nur im Dialog, und zwar manchmal im sehr langwierigen Dialog mit anderen Be-
teiligten, weil Sie das System nicht von heute auf morgen umkippen können. Deswe-
gen mein Plädoyer: Auch wenn es anstrengend ist und Sie zu Recht sagen, das sei 
schon ein großer Schritt, muss man an manchen Stellen die Gleichzeitigkeit und die 
Erfordernisse bedenken. Frau Ministerin, wer A sagt, der muss am Ende springen und 
B und C sagen. Dazu haben wir durchaus einige Beispiele und Hinweise gegeben. 

Vorsitzender Florian Braun: Frau Ministerin, bitte. 

(Frank Müller [SPD]: Damit wollte ich jetzt nicht den ABC-Klassen das 
Wort reden! – Jonathan Grunwald [CDU]: So haben wir das aber ver-
standen! – Frank Müller [SPD]: Weil ich weiß, dass du das so verstan-
den hast, habe ich das klargestellt!) 

Ministerin Dorothee Feller (MSB): Zu Einzelmaßnahmen usw. werden wir immer un-
terschiedliche Auffassungen haben. Das ist auch gut so. Wir sind ja in der Demokratie. 
Herr Müller, ich will aber gleichwohl – Frau Müller-Rech ich komme auf Ihre Ausfüh-
rungen auch noch zurück – eines zu der Gleichzeitigkeit sagen: Dessen sind wir uns 
bewusst. Deswegen habe ich eben dieses Bild aufrufen lassen. Auch wenn Sie sagen, 
Sie seien nicht für den Schulkompass NRW 2030: Wir haben in dem Schulkompass 
viele Maßnahmen niedergelegt, die alle zeitgleich laufen. Uns ist bewusst, dass es 
zeitgleich ist. 

Sie haben angesprochen, dass Schulleitungen mehr Freiheiten bräuchten. Wir sind 
dabei, mit der AG Schulleitung gemeinsam zu überlegen, welche Rolle Schulleitung 
zukünftig in NRW hat, sind weiter im guten Austausch und auch dabei, diese Funktion 
mit einem anderen Inhalt zu befüllen. 

Das Zweite ist – Stichwort „Schulaufsicht“ –: Herr Schnelle und ich besuchen gerade 
alle Bezirksregierungen, sprechen mit allen Schulaufsichtsdezernentinnen und -dezer-
nenten der Bezirksregierung über die datengestützte Qualitätsentwicklung und damit 
auch über das Thema „Zielvereinbarung“, weil sie das konkrete Instrument ist. Deswe-
gen sage ich: Es ist auch eine Haltungsfrage. Was wir bei den Bezirksregierungen, bei 
denen wir waren, bislang mitbekommen haben, sind durchaus eine große Offenheit, 
ein großes Interesse daran und ein – sagen wir einmal – großer Elan, zukünftig so zu 
arbeiten. 

Natürlich ist das eine andere Arbeitsweise. Natürlich haben auch die Bezirksregierungen 
die Möglichkeit, zu fragen: Was müssen wir lassen, um das gut hinzubekommen? Wir 
sind durch die Gespräche, die wir vor Ort durchführen, auch mit den Behördenleitern, 
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den Regierungspräsidenten und der Regierungspräsidentin im engen Austausch, um 
gemeinsam etwas zu tun. 

Das etwas liegen bleiben muss, gilt sowohl für Schule als auch für Schulaufsichten. 
Deswegen haben wir ein Funktionspostfach zum Stichwort „Entlastung“ geschaltet. 
Wir sind weiterhin massiv dabei, die Dinge, die uns dort gemeldet wurden, abzuarbei-
ten und zu einer großen Entlastung der Schulen beizutragen. Gleich kommen wir viel-
leicht noch zum Tagesordnungspunkt 17, der auch zu einer Entlastung führt. Daran 
sehen Sie also: Wir sind mit vielen Maßnahmen beschäftigt, um das gut ans Laufen 
zu bekommen. 

Stichwort „Schulträger“: Natürlich wissen wir – das will ich auch sagen –, dass vieles, 
was in Schule nicht gut läuft und vielleicht die Stimmung in Schule nicht gerade stei-
gert, manchmal Aufgabe der Schulträger ist. Das ist uns bei dem Thema „Your Vision 
Schule NRW“, unserem großen Beteiligungsprozess mit Schülern und Schülern, sehr 
deutlich geworden. Die Abschlussveranstaltung hat hier im Landtag stattgefunden. 
Frau Zingsheim-Zobel zum Beispiel war dabei. Schülerinnen und Schüler haben 
durchaus viele Aspekte vorgetragen, über die wir gesagt haben: Ja, richtig. Ehrlicher-
weise müssen wir aber auch sagen: Sie sind eher an Schulträger adressiert. Wir haben 
zugesagt, eine weitere Runde mit den Teilnehmern von „Your Vision“ und den Schul-
trägern zu drehen, damit sie es unmittelbar adressieren können und wir in einen Aus-
tausch kommen. 

Wir selbst stehen mit den kommunalen Spitzenverbänden im Austausch. Wir informie-
ren sie über die datengestützte Qualitätsentwicklung und über das Thema „Schüler-
feedback“. Wenn Äußerungen von Schülerinnen und Schülern in einen Bereich der 
Schülerträger fallen, dann müssen wir natürlich schauen, dass wir das gut transportie-
ren und der Schulträger sich damit auseinandersetzt. 

Frau Müller-Rech, eines ist auch wichtig: Das Schlimmste wäre, wenn wir ein Schüler-
feedback einholten und nichts passierte. Vor allem wir als Schulaufsicht sind in der 
Verantwortung. Die Schulaufsichten in den Bezirksregierungen, aber auch in den Krei-
sen und kreisfreien Städten sowie die Schulleitungen selbst sind in der Verantwortung. 
Das ist deswegen wichtig, weil wir gesagt haben: Das Schülerfeedback ist die Grund-
lage für eine Zielvereinbarung. Auch die Schulaufsicht lässt sich das Schülerfeedback 
vorlegen, weil es eine Aussage enthält, wie die Stimmung an Schule ist. Wir wissen: 
Nur wenn Schülerinnen und Schüler sich an einer Schule wohlfühlen, können sie gut 
lernen. Das alles bedingt sich gegenseitig. Deswegen wird das Schülerfeedback in der 
aggregierten Form, wie es der Schulleiter zur Verfügung hat, auch Grundlage der Ziel-
vereinbarung sein, damit nichts verloren geht. 

Die Schulen können – das war eine Frage – weitere Items ergänzen. Ein Freitext – 
das habe ich gerade schon gesagt – ist für eine strukturelle Auswertung ein Kraftakt. 
Wir müssen schauen, wie die Rückmeldungen aus den Schulen sind. Was wir nicht 
außer Acht lassen dürfen – das müssen wir mit den Schulen diskutieren –: Dieses 
Schülerfeedback bezieht sich auf das System „Schule“. Es ist kein „Spickmich“. Beim 
Freitext besteht natürlich die Möglichkeit, dass es gedreht wird. Deswegen muss man 
schauen, welche Rückmeldungen von den Schulen wir dazu erhalten. 
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Ich glaube, jetzt habe ich die meisten Punkte beantwortet, oder? Ja, ich denke schon. 
Wichtig ist, dass das, was wir heute dargestellt haben – Schülerfeedback und Daten-
blatt – zwei Maßnahmen aus einem großen Kontext sind, in dem wir gerade intensiv 
arbeiten. Alles spiegelt sich bei uns in dem Schulkompass wider und muss auf die vier 
Ziele einzahlen, die wir dort formuliert haben. 
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14 Jahrelange unberechtigte Fortzahlung einer Funktionszulage an Lehrkraft – 

Welche Verantwortung tragen Schulverwaltung und Landesamt für Besol-
dung und Versorgung? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5003 

Völlig außer Frage stehe, dass die Lehrkraft ihrer Verantwortung nicht nachgekommen 
sei, leitet Franziska Müller-Rech (FDP) ein. Sie interessiere, ob eine Anpassung der 
betreffenden Prozesse stattgefunden habe, um zukünftig Fälle wie diesen zu verhindern. 

Zur Vermeidung von individualisiertem Fehlverhalten habe das MSB die Prozesse in 
der Schulverwaltung und im Landesamt für Besoldung und Versorgung (LBV) entspre-
chend organisiert und nehme Fälle wie diesen zum Anlass, mit den personalverwal-
tenden Dezernaten im Schulbereich zu sprechen, berichtet MDgt Oliver Bals (MSB). 

Im Laufe eines Schuljahres werde eine hohe Anzahl von Mitteilungen – diese lasse 
sich nicht genau beziffern – an Lehrkräfte gesandt. Schätzungsweise handele es sich 
um zehntausende Schreiben. Die bei deren Erstellung notwendige Sorgfaltspflicht be-
achteten die zuständigen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter größtenteils. Eine 
100%ige Sicherheit könne es aber nicht geben, wenngleich ein voll digitalisiertes Ver-
fahren irgendwann in der Zukunft eine noch höhere Sicherheit ermöglichen werde. In 
diesem konkreten Fall habe ein Bearbeitungsfehler zu einer Überzahlung von monat-
lich mehreren hundert Euro geführt. 

Lehrkräfte stünden in der Pflicht, ihre Besoldungsmitteilungen zu überprüfen. Es wäre 
für die betreffende Lehrkraft naheliegend gewesen, im Sinne von Recht und Ordnung 
auf die Unstimmigkeiten hinzuweisen, was diese jedoch unterlassen habe. 
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15 OGS-Platzkündigungen infolge des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreu-

ung – Kinder und Familien dürfen nicht verdrängt werden (Bericht beantragt 
von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5005 

Noch im Januar habe Ministerin Feller in einem Interview mit der WAZ versichert, es 
bestehe kein Anlass zu der Sorge, dass OGS-Plätze gekündigt werden könnten, leitet 
Franziska Müller-Rech (FDP) ein. Im vorgelegten Bericht weise sie auf die Zustän-
digkeit und Verantwortung der Kommunen hin, allerdings sollte den AKM die Befürch-
tungen von Eltern nicht kaltlassen. So lägen der Landeselternkonferenz die Meldungen 
von 52 Familien aus sechs Kommunen vor, deren OGS-Plätze nun gekündigt worden 
seien, weil andernfalls der Rechtsanspruch für Erstklässler nicht erfüllt werden könne. 

Leider sehe man sich also nun mit genau dem Szenario konfrontiert, vor dem sowohl 
die Landeselternkonferenz als auch ihre Fraktion bereits vor längerer Zeit gewarnt hätten. 
Die Landesregierung möge sich dazu äußern, wie sie betroffenen Familien helfen wolle. 

Die von ihrer Vorrednerin angesprochenen Fälle seien dem MSB unbekannt, teilt 
MR’in Pia Hegener (MSB) mit, weshalb sie darum bitte, die besagten Meldungen zu 
erhalten. Dem Referat 515 – Ganztag, Familiengrundschulzentren – lägen lediglich 
Einzelfälle vor, die sie mit der Bitte um Bearbeitung und gegebenenfalls Ermöglichung 
von Alternativen an die zuständige Schulaufsicht übermittelt habe. In der Vergangen-
heit hätten Eltern aufgrund von Informationen aus der Tagespresse punktuell Hinweise 
zu möglichen Engpässen bei der Vergabe von OGS-Plätzen gegeben. Bei konkreten 
Fällen würden nach entsprechender gemeinsamer Befassung von MSB und Schulauf-
sicht in aller Regel vor Ort Alternativen gefunden. 

Die Kommunen bemühten sich nach Eindruck des Ministeriums sehr intensiv darum, 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, auch über Maßnahmen im Rahmen der Betreu-
ungspauschale, denn nicht alle Eltern mit Betreuungsbedarf für ihre Kinder meldeten 
einen vollumfänglichen Betreuungsbedarf im OGS-Bereich an. 

Franziska Müller-Rech (FDP) sichert zu, die Bitte des MSB um einen Erhalt der El-
ternmeldungen an die Landeselternkonferenz weiterzuleiten. 

Traurigerweise habe die Aussage von Ministerin Feller, für Sorgen bestehe kein An-
lass, insbesondere die Familien in Sicherheit gewogen, die von den ausgesprochenen 
Kündigungen in besonderer Härte betroffen seien. Eine mögliche Betreuung über die 
Mittagszeit sei für viele betroffene Familien wahrscheinlich nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Berufstätige Mütter sähen sich schlimmstenfalls gezwungen, zu Hause 
zu bleiben. 

Sie bezweifle, dass man deren Situation durch Gespräche mit den Kommunen verbes-
sern könne. Angesichts des Ernstes der Lage, die im Widerspruch zur Darstellung der 
Landesregierung stehe, müsse mehr getan werden. Daher wolle sie wissen, ob die 
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Landesregierung darüber hinausgehende Maßnahmen ergreifen oder den Istzustand 
letzten Endes hinnehmen werde. 

Die Landesregierung könne keine weiteren Aussagen zu den von der Abgeordneten 
Franziska Müller-Rech angeführten Fällen tätigen, solange ihr diese nicht vorlägen und 
sie keinen genauen Einblick darin erhalte, führt Ministerin Dorothee Feller (MSB) an. 
Ihr Ministerium erreichten in letzter Zeit viele positive Rückmeldungen aus den Regio-
nen bezüglich der Schaffung von OGS-Plätzen. 

In der Vergangenheit habe das Nebeneinander von verschiedenen Betreuungsange-
boten aus Elternperspektive bisweilen eine trennscharfe Abgrenzung erschwert, 
wodurch es zu Verwechslungen gekommen sei. Manche Kommunen hätten betref-
fende Angebote infolge des OGS-Anspruchs daher eingestellt, gleichwohl bei einigen 
Eltern durchaus Bedarfe bestünden. 

In Bezug auf die von ihr in einem WAZ-Interview getätigten Aussage, es bestehe kein 
Grund zur Sorge, verweise sie auf eine inhaltlich gleichlautende Aussage des Präsi-
denten den Städtetages NRW ebenfalls gegenüber der WAZ, der die Angst von Eltern 
vor der Kündigung der OGS-Plätze von Schülern der dritten bzw. vierten Klasse als 
unberechtigt bezeichnet habe. 
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16 Alarmierende Befunde zur psychischen Gesundheit von Schüler/innen – 

Handlungsbedarf für Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5009 

Dilek Engin (SPD) bezeichnet die Situation als besorgniserregend. Laut den Ergeb-
nissen der durchgeführten Befragung unter 8- bis 17-Jährigen hätten 25 % von ihnen 
mit Beeinträchtigungen ihrer psychischen Gesundheit zu kämpfen. 26% berichteten 
von einer geringeren Lebensqualität als vor der Coronapandemie. Überdurchschnitt-
lich viele Kinder aus Familien mit sehr geringem Einkommen betreffe dies in besonde-
rem Maße. Insgesamt sei die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit angegriffener 
psychischer Gesundheit im Vergleich zum Jahr 2024 gestiegen. 

Unter Berücksichtigung des von der Landesregierung geäußerten Verständnisses, 
dass Schule nicht nur einen Lern-, sondern auch einen Lebensort darstelle, bitte sie 
diese um Darstellung der auf Grundlage des vorgelegten Berichtes nun zu ergreifen-
den Maßnahmen. Der Bericht enthalte lediglich die bislang ergriffenen Maßnahmen, 
die aber zu keiner Verbesserung geführt hätten. Hilfesuchende Heranwachsende 
müssten mindestens fünf Monate, in manchen Kommunen bis zu einem Jahr auf einen 
Therapieplatz warten.  

Zudem bitte sie die Landesregierung um eine Auskunft dazu, wie sie zu der flächen-
deckenden Etablierung von multiprofessionellen Teams unter anderem aus Schulpsy-
chologen und Schulsozialarbeitern stehe. Die landesweit 2.000 vorhandenen Stellen 
reichten offensichtlich nicht aus. 

Dieses in der Tat besorgniserregende Thema treibe das MSB gleichermaßen um, ant-
wortet MDgt’in Tanja Reinlein (MSB). Ein Austausch mit vielen Expertinnen und Ex-
perten finde dazu statt, jüngst mit Professorin Dr. Ricarda Steinmayr von der Techni-
schen Universität Dortmund im Zuge einer großen Schulaufsichtstagung. Die Wissen-
schaftlerin verantworte das Forschungsprojekt „MindOut“ zur Förderung des sozialen 
und emotionalen Wohlbefindens von Schülerinnen und Schülern. 

Die Frage, worauf der Anstieg psychischer Belastungen zurückgeführt werden könne, 
lasse sich nur mit multifaktoriellen Aussagen und Verweisen auf das Beziehungsge-
flecht beantworten. Laut Professorin Steinmayr müsse man das Augenmerk auf die 
Auslöser dieser Entwicklung richten und davon ausgehend die Gestaltungsspielräume 
zum Erreichen einer Kehrtwende ausloten. 

Als Erklärungsansatz habe Professorin Steinmayr das sogenannte Diathese-Stress-
Modell herangezogen. Es basiere auf der Annahme, dass sich bestimmte Dispositionen 
bei Kindern und Jugendlichen ab einer bestimmten Schwelle als Störungen äußerten, 
denen man entgegenwirken müsse. Betroffene verfügten über physische und psychi-
sche Ressourcen in unterschiedlicher Ausprägung, um damit umzugehen. Dazu zähl-
ten etwa die Konstitution, Temperamentsmerkmale, Interessen, die Leistungsfähigkeit 
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und emotionale bzw. soziale Kompetenzen. Folglich gelinge ein Ausgleich je nach indi-
vidueller Veranlagung unterschiedlich gut. Während sich in dem einen Fall eine massive 
Störung ausbilde, komme es in dem anderen Fall nicht dazu. Diese unterschiedlichen 
Verfasstheiten von Menschen machten es extrem schwierig, Auslöser zu benennen. 

Hinzu kämen Umweltressourcen – die Familie, weitere Bezugspersonen und soziale 
Netzwerke entfalteten einen immensen Einfluss auf die psychische Gesundheit von 
Kinden und Jugendlichen – und ökonomische bzw. ökologische Ressourcen. In Fami-
lien in sozialökonomisch herausfordernden Situationen manifestierten sich bestimmte 
Phänomene überdurchschnittlich häufig. 

All diese Faktoren kämen in unterschiedlichen Kombinationen in einem Individuum zu-
sammen und lösten gegebenenfalls, aber nicht zwangsläufig psychische Störungen 
aus. Schulisches Wohlbefinden sei ein guter Indikator dafür, dass bei Schülerinnen und 
Schülern eine solche Problematik mit einer hohen Wahrscheinlichkeit nicht auftrete. 

Das MSB führe eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der psychischen Ge-
sundheit von Kindern und Jugendlichen durch. Zu solchen Partizipationsprozessen 
zähle unter anderem der Schülerfeedbackbogen. Gleichermaßen gehe es darum, be-
stehende Verhältnisse genau in den Blick zu nehmen und zu evaluieren, ob Schüle-
rinnen und Schüler sich wohlfühlten. Wenn sich die Schulzufriedenheit erhöhe, näh-
men in einem Zeitraum von sechs Monaten auch die Zufriedenheit mit Freundschaften, 
dem Wohnumfeld und dem eigenen Leben insgesamt zu. 

In Schule lasse sich also die mentale Gesundheit von Schülerinnen und Schülern unter 
Nutzung ihrer vorhandenen Ressourcen stärken. Zu diesem Zweck müssten Stresso-
ren wie zum Beispiel Mobbing ausgeschaltet und Defizite im zwischenmenschlichen 
Bereich behoben werden. 

Als Queerbeauftragter seiner Fraktion wisse er aus vielen Gesprächen mit Schülerin-
nen und Schülern um die Schwierigkeit eines Outings an Schulen, berichtet Frank 
Müller (SPD). Betroffene könnten häufig weder auf eine Begleitung noch auf Vorbilder 
in Form von Lehrkräften, die sich selbst geoutet hätten, zurückgreifen. Es sei einer der 
größten Stressoren im System „Schule“, wenn Heranwachsende sich an diesem Le-
bensort nicht entsprechend ihrer Veranlagung verhalten können. Aus diesem Grund 
bitte er die Landesregierung um Beantwortung der Frage, ob der von ihm beschrie-
bene Aspekt in den Schülerfeedbackbogen im Rahmen von Schülerkompass NRW 
2030 standardisiert aufgenommen werden solle. 

Dilek Engin (SPD) weist auf das Bestehen der massiven Missstände bei der psychi-
schen Gesundheit von Schülerinnen und Schülern seit 2024 und die Notwendigkeit 
kurzfristiger Maßnahmen hin, da aktuelle Zahlen auf die unzureichende Wirksamkeit 
bisher ergriffener Maßnahmen wie „MindOut“ hindeuteten, gleichwohl das Einholen 
von Schülerfeedbacks unabhängig davon die richtige Herangehensweise darstelle. 
Beispielsweise müsse den 60 % der befragten 8- bis 17-Jährigen geholfen werden, die 
sich sorgten, schlechte Leistungen abzuliefern und sich damit ihre Zukunft zu ver-
bauen. 
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Der AKM diskutiere immer wieder über der Realität nicht entsprechende und einer Bil-
dung für eine nachhaltige Entwicklung nicht gerecht werdende Lehrpläne in Nordrhein-
Westfalen. Angesichts vieler relevanter Faktoren pflichte sie der angesprochenen Not-
wendigkeit einer ganzheitlichen Betrachtung der Problematik bei, allerdings spiele der 
Zeitfaktor eine entscheidende Rolle. Die Landesregierung möge Stellung beziehen, 
was genau sie in welchem Zeitraum zu tun gedenke, um Abhilfe zu schaffen. 

Ausgehend von der Erkenntnis – darin herrsche Einigkeit innerhalb des AKM –, dass 
junge Menschen zu viel Druck und Stress erführen, stelle sich die Frage, wer in wel-
cher Rolle was beitragen könne, um dem entgegenzuwirken, so Lena Zingsheim-Zo-
bel (GRÜNE). Die Entwicklung emotional-sozialer Kompetenzen sei eines der zentra-
len Ziele der regierungstragenden Fraktionen, wie sich am Schulkompass NRW 2030 
ablesen lasse. Auf diese Weise solle jungen Menschen das Lernen und ein Bestehen 
im System „Schule“ sowie später in der Gesellschaft ermöglicht werden. Sie halte Pi-
lotprojekte wie „MindOut“ zu Testzwecken daher für richtig. Solche Unterstützungs-
maßnahmen führten allerdings nicht von heute auf morgen zum Erfolg, sondern benö-
tigten Zeit. 

Die gegenwärtige Generation von Schülerinnen und Schülern wachse nach der 
Coronapandemie in einer von Krisen, Kriegen und Katastrophen geprägten Welt auf. 
Schule müsse vor diesem Hintergrund zweifellos als eine diese Ereignisse einord-
nende Instanz ganzheitlich wirken und gewinne als Lebensort immer mehr an Rele-
vanz, wie der Ansatz einer Bildung für nachhaltige Entwicklung zeige, den die Landes-
regierung verstärken wolle. Weitere Schritte würden der Ausrichtung des Schulkom-
passes NRW 2030 entspringen, wie von MDgt’in Tanja Reinlein bereits dargestellt 
worden sei. 

Die eine Sache bestehe darin, mit Maßnahmen zur Steigerung der sozial-emotionalen 
Intelligenz auf Symptome zu reagieren, wie in der Vergangenheit an vielen Stellen ge-
schehen, legt Ministerin Dorothee Feller (MSB) dar. Die andere Sache bestehe darin – 
das treibe sie deutlich mehr um –, der Ursache für die steigende psychische Belastung 
von Schülerinnen und Schülern auf den Grund zu gehen, um wieder ins Agieren zu 
kommen und daraus Präventivmaßnahmen abzuleiten. Die Landesregierung stehe 
dazu im engen Austausch mit Expertinnen und Experten. 

Auf die Frage nach dem Warum gebe es nicht eine einzige Antwort, da es auch nicht 
nur eine einzige Ursache, sondern ein Bündel an Ursachen gebe. Wissenschaftliche 
Erkenntnisse ließen zum Beispiel darauf schließen, dass manche Menschen aufgrund 
ihrer Persönlichkeitsstruktur eine gewisse Veranlagung für eine psychische Belastung 
oder sogar psychische Störung in sich trügen, die durch bestimmte Auslöser zum Vor-
schein komme, während andere Menschen davon unberührt blieben. 

Mit Spannung erwarte sie die Ergebnisse der von Bundesbildungsministerin Karin 
Prien eingesetzten Expertenkommission zum Kinder- und Jugendschutz in der digita-
len Welt. Eine Bestandsaufnahme etwa zu dem großen Komplex „Social Media“, aus 
der Handlungsempfehlungen abgeleitet würden, liege bereits vor. 
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Die mit einem Outing an Schulen verbundenen Schwierigkeiten nehme die Landesre-
gierung durchaus wahr, weshalb diese Thematik eine Berücksichtigung im Schüler-
feedbackbogen erfahre. Entsprechende freiwillige Rückmeldungen, ob sich Schülerin-
nen und Schüler von dem Feedbackbogen generell abgeholt fühlten, würden im da-
rauffolgenden Schritt ausgewertet. Wenn dieses Instrument erst einmal etabliert sei 
und die Expertinnen und Experten im Schulsystem mitzögen, könne man zu einem 
zukünftigen Zeitpunkt eine verpflichtende Teilnahme in Betracht ziehen. 

Auf Landesebene biete die Schulsozialarbeit einen guten Ansatz, Probleme zu lösen, 
statt nur Symptome zu lindern, allerdings reichten die derzeit vorhandenen 2.000 Stel-
len dazu nicht aus, knüpft Dilek Engin (SPD) an. Kommunen und Träger sähen sich 
zu einer Aufstockung nicht imstande. Daher frage sie die Landesregierung, ob diese 
weitere Stellen schaffen werde und wie sie die bereits 2022 vorgelegte Idee ihrer Frak-
tion, an Schulen in Nordrhein-Westfalen flächendeckend Schulpsychologen zu instal-
lieren, heute beurteile. 8- bis 17-Jährige müssten gegenwärtig fünf bis zwölf Monate 
auf einen Therapieplatz warten. 

Zur Unterstützung von psychisch belasteten Schülerinnen und Schülern sei es wichtig, 
vor die Welle zu kommen, bestätigt MDgt’in Tanja Reinlein (MSB). Präventive An-
sätze – darüber habe bei der Schulaufsichtskonferenz in der vergangenen Woche ein 
intensiver Austausch stattgefunden – bestünden zum einen darin, mit Programmen 
wie MindOut und Antimobbing-Maßnahmen, die in den Bereichen „Gesundheit“ und 
„Bildung“ bereits seit Jahren existierten, auf der Ebene der Betroffenen anzusetzen. 
Zum anderen biete es sich an, auf der Ebene von Schulklassen ein positives Lernklima 
zu fördern. Dabei spielten soziale Beziehungen und Interaktionen vor allem mit den 
Lehrkräften eine bedeutende Rolle, denn Bindungen stellten die Grundlage für Lern-
prozesse dar. 

Als weitere wesentliche Punkte trügen darüber hinaus gegenseitige Wertschätzung, 
ein lernförderliches Feedback, die Klassenraumgestaltung sowie die Art und Weise 
der Kommunikation dazu bei, dass Schülerinnen und Schüler sich wohlfühlten und 
mehr Resilienz gegenüber psychischen Belastungen entwickelten. Eine Stärkung die-
ses Zusammenhaltes in Klassen könne gegebenenfalls über das Startchancen-Pro-
gramm erreicht werden. Das MSB stelle derzeit entsprechende Überlegungen an und 
treibe Schulentwicklung mit einem Fokus auf die Förderung mentaler Gesundheit vo-
ran. Dieses Thema müsse unbedingt von seinem Stigma befreit und im Rahmen der 
Schulkultur dafür sensibilisiert werden. 

Ein Gefühl der Zugehörigkeit sei bei Schülerinnen und Schülern ein wirkmächtiger Fak-
tor dafür, gesund zu bleiben und gut lernen zu können. Angestrebt werden müsse ein 
solcher Zusammenhalt aber nicht nur innerhalb der Schule, sondern auch innerhalb 
von Familien und innerhalb der Gesellschaft insgesamt gehe es darum, sich mitge-
nommen zu fühlen, zu partizipieren und sich einbringen zu können. Dazu wolle das 
MSB einen Beitrag leisten. 
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Kirsten Stich (SPD) weist auf den Unterschied zwischen Schulpsychologen und dem 
Schulpsychologischen Dienst hin. Während Erstere sowohl mit Schülerinnen und 
Schülern als auch Lehrkräften, die sich mit verschiedenen Problemen genauso allein 
gelassen fühlten, individuell arbeiten könnten, sehe sich Letzterer aufgrund der dün-
nen Personaldecke außerstande, eine solche Aufgabe zu übernehmen. Im Ennepe-
Ruhr-Kreis zum Beispiel bestehe der Schulpsychologische Dienst aus fünf Personen, 
die teilweise in Teilzeit arbeiteten und für alle Schulen im Kreis zuständig seien. 

Zweifellos könnten Schülerinnen und Schüler besser lernen, wenn sie sich in ihrer 
Schule wohlfühlten. Das treffe insbesondere dann zu, wenn sie dort – Stichwort: „Bin-
dung“ – einem Ansprechpartner ihre Sorgen und Nöte mitteilen könnten. Allerdings sei 
es für Lehrerinnen und Lehrer kaum zu leisten, sich gleichzeitig um eine ganze Reihe 
von Schülerinnen und Schülern mit individuellem Betreuungsbedarf zu kümmern, wie 
es in der Realität häufig vorkomme. Um zur Verbesserung dieser Situation Te-
amteaching anzubieten, Schulsozialarbeiter einzustellen und multiprofessionelle 
Teams aufzubauen, brauche es schlichtweg mehr Geld im System. 

Dilek Engin (SPD) fragt nach, wie viele Schulen an dem Programm „MindOut“ teilnäh-
men, das als Allheilmittel dargestellt werde, und welche Unterstützung diejenigen er-
hielten, die nicht daran teilnehmen könnten? Ihres Wissens richte sich „MindOut“ an 
Schülerinnen und Schüler ab der 9. Klasse. Im Rahmen des Schulkompasses würden 
jedoch Kinder und Jugendliche im Alter von 8 bis 17 Jahren befragt. 

Das Schuldatenblatt biete eine geeignete Grundlage, um unter anderem zu überprü-
fen, inwieweit multiprofessionelle Teams tatsächlich zu Verbesserungen an Schulen 
führten, statt nur von Hörensagen auszugehen, führt Ministerin Dorothee Feller 
(MSB) aus. Ein Ergebnis könnte aber auch sein, dass Schulen ohne solche Teams 
nicht zwangsläufig schlechter abschnitten. 

Sie erinnere in diesem Zusammenhang an das von MDgt Dirk Schnelle unter TOP 13 
aufgeführte Beispiel einer Schule, die sich über einen Zeitraum von zehn Jahren unter 
erheblichen Ressourceneinsatz bemüht habe, die Kompetenzen ihrer Schülerinnen 
und Schüler im Fach Mathematik zu verbessern, ohne Ergebnisse vorweisen zu kön-
nen bzw. ihre Vorgehensweise zu überprüfen. Die datengestützte Qualitätsentwick-
lung hingegen eröffne die Möglichkeit, gegenüber den Schulen belastbare Aussagen 
etwa zum Personaleinsatz zu treffen. 

Die Landesregierung habe dazu beigetragen, die Anzahl der Schulpsychologen und 
Schulsozialarbeiter im Schulsystems Nordrhein-Westfalens konstant zu halten. Im 
Falle der Schulpsychologen sei von Anfang an der Ansatz einer systematischen Schul-
beratung und nicht etwa einer individuellen therapeutischen Beratung weder von Schü-
lerinnen und Schülern noch von Lehrkräften verfolgt worden, denn bei Letzterem han-
dele es sich um keine Aufgabe von Schulen. Aus diesem Grund würden solche Stellen 
nicht geschaffen. Die systematische Schulberatung diene dazu, eine Lernatmosphäre 
zu schaffen, in der sich Schülerinnen und Schüler wie auch Lehrkräfte wohlfühlten. 
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Neben dem Programm „MindOut“, das sich in der Tat an Schülerinnen und Schüler 
der 9. Klasse richte, existiere eine Vielzahl weiterer Maßnahmen wie „Umbraise-Start-
chancen“ für Kinder an Grundschulen. 

Er stimme mit seiner Vorrednerin darin überein, dass individualtherapeutische Maß-
nahmen keine schulische Aufgabe seien, bekräftigt Frank Müller (SPD). Allerdings 
müsse man den vielfach fließenden Übergängen Beachtung schenken. Nach seiner 
Auffassung lasse sich zwischen Beratung, seelischer Erste Hilfe und therapeutischen 
Maßnahmen nicht immer klar trennen. Schule als Ort des Lernens, aber auch des Le-
bens bzw. als Sozialraum, den viele Kinder mit Hilfebedarf besuchten, müsse künftig 
eine Unterstützung in einer großen Bandbreite leisten können, so seine Überzeugung. 

Den Wortbeiträgen der regierungstragenden Fraktionen entnehme er im Widerspruch 
dazu ein sehr starres und trennscharf nach einzelnen Zuständigkeitsbereichen kate-
gorisiertes Verständnis der Aufgaben von Schulen und Bildungseinrichtungen, also 
eine Versäulung, gleichwohl das MSB heute mehrfach das Wohlbefinden von Schüle-
rinnen und Schülern als zentrales Punkt hervorgehoben habe. Deshalb bitte er Minis-
terin Feller, ihren Standpunkt dazu klarzustellen. 

Er erinnere an den Besuch in Finnland, wo an Schulen ein anderes Selbstverständnis 
herrsche. Deutschland sei im Vergleich dazu unterentwickelt. Er hege nach den Anmer-
kungen Ministerin Fellers Zweifel, ob die Bereitschaft bestehe, daran etwas zu ändern. 

Seitens der Regierungskoalition müsse überhaupt nichts klargestellt werden, betont 
Dr. Jan Heinisch (CDU). Eine medizinische Therapie – hierbei handele es sich um 
keine Trivialität – könne selbstverständlich nur mit Einverständnis der oder des Be-
troffenen bzw. ihrer oder seiner Eltern stattfinden, also notwendigerweise und aus vie-
len guten Gründen außerhalb von Schule, wo eine solche Einverständniserklärung 
nicht eingeholt werde. Dabei handele es sich um keine Versäulung, sondern um ein 
klares Systemverständnis. Die SPD-Fraktion hingegen lasse ein völlig anderes Sys-
temverständnis erkennen und vermische gänzlich unterschiedliche Verantwortungs-
bereiche, was vollkommen kontraproduktiv sei. 

Die von Ministerin Feller beschriebene datengestützte Qualitätsanalyse biete einen 
Ausweg aus der anekdotischen Evidenz, aus der zu Unrecht allgemeine Wahrheiten 
abgeleitet würden, und bringe die Schulen im Sinne der Schülerinnen und Schüler 
nach vorne. Selbstverständlich sei Schule mehr als ein reiner Lernraum, aber nicht die 
einzige Lebensrealität und der einzige Gesellschaftsraum. Es existiere nämlich auch 
noch ein Leben außerhalb von Schule, zu dessen Gelingen die Politik ebenso beitra-
gen könne. Zwischen diesen verschiedenen Bereichen müsse man sauber trennen. 

Den seit einigen Jahren steigenden Stellenwert des Themas „mentale Gesundheit“ 
innerhalb der gesamten von demokratischen Parteien betriebenen Politik stimme ihn 
froh, teilt Tim Achtermeyer (GRÜNE) mit. Nach seiner Wahrnehmung würden alle 
Möglichkeiten der positiven Einwirkung sowohl von der Landesregierung als auch den 
parlamentarischen Fraktionen unabhängig von einer Koalitionszugehörigkeit genutzt, 
womit alle Akteure ihrer Verantwortung für Schülerinnen und Schüler nachkämen. So 
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habe es beispielsweise Initiativen zu einer Regulierung von Social Media und zu der 
Schaffung sicherer Orte im Internet gegeben. Heute sei zudem thematisiert worden, 
wie über den Schulkompass das Feedback von Heranwachsender zu ihrem Gefühls-
zustand eingeholt und durch eine Anpassung der Prüfungsordnung Druck aus dem 
System genommen werde, was den Stressfaktor reduziere. Diese Bemühungen 
müsse man weiter verstärken. 

Zu den mannigfaltigen Gründen für die zunehmende psychische Belastung junger 
Menschen zählten die geopolitische Lage, der intensive Gebrauch von Smartphones, 
die Algorithmen der Plattformbetreiber, aber auch das jeweilige Sozialgefüge und Zu-
kunftsangst. Aufgrund dessen könne die Politik folgerichtig kein singuläres Instrument 
zur Beseitigung all dieser Missstände anwenden. Die von dem Abgeordneten Müller 
der Landesregierung gegenüber kritisierte angebliche Versäulung könne er mitnichten 
feststellen, denn niemand im Bildungssystem poche auf Zuständigkeiten oder entziehe 
sich seiner Verantwortung. 

Kirsten Stich (SPD) zeigt sich erstaunt ob der Ausführungen des Abgeordneten Hei-
nisch. Sie sei von einem fraktionsunabhängig gleichen Verständnis des ASB von 
Schule als einem Lebensort ausgegangen. Da Schülerinnen und Schüler dort einen 
Großteil des Tages verbrächten, müsse ihnen über die Vermittlung von Wissen in den 
unterschiedlichen Fächern hinaus die bestmögliche Unterstützung auch bei psychi-
schen Problemen zuteilwerden. 

Ihre Fraktion vertrete hierbei eine gänzlich andere Position als die CDU-Fraktion. 
Schule zeichne sich nämlich durch eine Gemeinwesenorientierung aus. Dazu gehöre 
zum Beispiel die Integration einer Erziehungsberatungsstelle in ein Schulgebäude. 

Das Wissen um Grundschülerinnen und -schüler, die von Einsamkeit berichteten, 
müsse die Politik alarmieren und umgehende Gegenmaßnahmen ergreifen lassen. 
Angesichts der Schilderungen Ministerin Fellers nehme sie an, dass diese eine ähnli-
che Sichtweise vertrete. 

Silvia Gosewinkel (SPD) weist auf die jährlich neuen Studienlagen zur mentalen Ge-
sundheit hin. In einer erst vor drei Wochen veröffentlichten Erhebung habe ein Drittel 
der befragten 14- bis 29-Jährigen angegeben, dass sie den Alltag nur mit psychologi-
scher Unterstützung meistern könnten. Bei diesen Menschen handele es sich zu ei-
nem großen Teil um Schülerinnen und Schüler sowie Auszubildende. Der bestehende 
Fachkräftemangel sowohl im Gesundheits- als auch im Bildungswesen komme er-
schwerend hinzu. Um diese Studienlage zum Positiven hin zu verändern und bessere 
Daten zu gewinnen – darin bestehe das Ziel –, müsse das bestehende System struk-
turell hinterfragt werden, statt Statistiken zu schönen. 

Laut Aussage des Abgeordneten Heinisch stehe für die Regierungskoalition zwar der 
Mensch im Mittelpunkt, doch gedacht werde in Kategorien. Diese Versäulung lähme 
das Schulsystem, was sich durch lange Wartezeiten bei Kinderpsychiatrischen Diens-
ten und in Sozialpädriatischen Zentren manifestiere. Die Berechtigung zu einem Nach-
teilsausgleich hänge von dem Stempel einer Diagnose ab. All das setze Kinder und 
Familien, aber auch Lehrkräfte und Schulleitungen unter Druck. Einen Ausweg daraus 
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biete die Verzahnung von Systemen. Die entsprechende Debatte werde im ASB si-
cherlich fortgesetzt. 

Im Hinblick auf den Schulpsychologischen Dienst – in ihrem Heimatkreis Unna seien 
drei Fachkräfte für zehn Kommunen zuständig – habe sie auf einen Ausbau der Stellen 
im Zuge des Startchancen-Programms gehofft. Bereits 2024 habe die Landesregie-
rung im ASB angekündigt, dass es sich beim Schulpsychologischen Dienst um einen 
Baustein handele. 
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17 Neuentwicklung der Amtlichen Schuldaten (Bericht auf Wunsch der Landes-

regierung) 

MDgt Christoph Gusovius (MSB) berichtet: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete! Gerne informiere ich Sie 
heute über ein gemeinsames Projekt des Ministeriums für Schule und Bildung und 
des Landesbetriebs IT.NRW, mit dem die bisher für die Erhebung der amtlichen 
Schuldaten verwendete Statistiksoftware „ASDPC“ durch das landeseigene Schul-
verwaltungsprogramm „SVWS-Server“ abgelöst wird. Der SVWS-Server ist das 
Nachfolgeprodukt der von der überwiegenden Zahl der Schulen bereits heute ge-
nutzten Schulverwaltungssoftware „SchILD-NRW“. 

Viele von Ihnen, die aus dem pädagogischen Bereich kommen, kennen diese Soft-
ware. Diese Software unterstützt die Schulen bei allen schulischen Verwaltungsvor-
gängen, angefangen bei der Aufnahme der Schülerinnen und Schüler über die Ver-
arbeitung der Leistungsdaten bis hin zur Zeugniserstellung, sowie die Lehrkräfte 
und sonstige Personalverwaltungen. 

Wie Sie wissen, sind die amtlichen Schuldaten für alle Ebenen der Schulaufsicht, 
zur Information der Öffentlichkeit, für Einrichtungen des Bundes, internationale Or-
ganisationen und wissenschaftliche Institutionen eine wichtige Datengrundlage. Im 
Zuge des Schulkompasses 2030 – wir haben heute schon ausführlich darüber ge-
sprochen – hat ihre Bedeutung bereits zugenommen und wird auch weiter zunehmen. 

Gleichzeitig ist uns bewusst, dass die Erhebung für die Schulen mit einem administ-
rativen Aufwand verbunden ist. Dies haben uns auch verschiedene Schulleitungen 
im Rahmen ihrer Vorschläge zum Bürokratieabbau im vergangenen Jahr zurückge-
meldet. Der erhebliche Aufwand war dem MSB auch vorher bekannt. Wir haben 
bereits vor geraumer Zeit mit einer Neuentwicklung begonnen. Die Rückmeldungen 
zum Bürokratieabbau haben uns bei diesem Vorhaben erneut bestätigt, wie wichtig 
und richtig diese Neuentwicklung ist. Die beabsichtigten Veränderungen werden den 
Erhebungsaufwand für die Schulen deutlich reduzieren und gleichzeitig die Daten-
qualität signifikant verbessern. 

Ab dem Schuljahr 2027/2028 sollen die für die amtlichen Schuldaten benötigten In-
formationen weitgehend direkt aus den im SVWS-Server ohnehin für die genannten 
Zwecke erfassten Daten generiert, plausibilisiert und an IT.NRW übermittelt werden. 
Für die Schulen bedeutet dies Zeitersparnis und Entlastung zugleich, da zukünftig 
die bisher notwendige Nutzung einer zusätzlichen Schulstatistiksoftware entfällt. 
Der Erhebungsaufwand für die Schulen wird damit insgesamt deutlich reduziert. 

Darüber hinaus werden wir durch die Anzeige und Korrektur möglicher Fehler un-
mittelbar in der Software eine bessere Datenqualität für die amtlichen Schuldaten 
erreichen. Bisher erfolgte die Aufforderung zur Fehlerkorrektur deutlich zeitversetzt 
nach dem Absenden der eingegebenen Daten und nachdem diese plausibilisiert 
wurden. Dadurch müssen sich die Lehrkräfte, die die Daten erheben, bisher zum 
Teil mehrfach mit der Erhebung beschäftigen. Dies wird zukünftig auf ein absolutes 
Mindestmaß reduziert werden. Zugleich können dadurch perspektivisch auch deutlich 
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differenziertere Daten als bisher erhoben werden. Zudem stellen wir auf eine Tech-
nologie um, die für moderne Betriebssysteme konzipiert ist und somit eine nachhal-
tige, langfristig stabile Basis für die amtliche Datenerhebung garantiert. Letztlich 
schafft die Umstellung der Software auch die Voraussetzung dafür, dass bei Vorlie-
gen der rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten eine Umstellung auf die Erhe-
bung von Schülerindividualdaten erfolgen kann. 

Das bereits in Entwicklung befindliche Statistikmodul wird bis zur Umstellung der 
Erhebung im Schuljahr 2027/2028 finalisiert. Die Entwicklung der bisher verwende-
ten Statistiksoftware „ASDPC“ wird dann eingestellt. 

Die Schulen wurden gestern mit einer Schulmail über das Projekt informiert. Zu erge-
bener Zeit werden wir zusätzliche Hinweise und Informationsmaterialien zur Unter-
stützung der Erhebungsumstellung bereitstellen. Weitere Informationen zum Projekt 
und zur zukünftigen Nutzung werden wir im Bildungsportal veröffentlichen. Damit 
will ich es für heute bewenden lassen. Wir werden zu gegebener Zeit erneut berich-
ten. – Vielen Dank.  

Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE) dankt dem Schulministerium für die Freischaltung 
des Postfaches für Schulleitungen, das als Feedbackkanal einen unmittelbaren Bei-
trag zu den Neuentwicklungen bei den Amtlichen Schuldaten geleistet habe.  
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18 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Florian Braun 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
11.05.2026/19.05.2026 
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Anteil der Schülerinnen und Schüler nach Schulformempfehlung -
Muster - Realschule 
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Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

100% 
9,2% 

90% 
8,7% 9,4% 

80% 

50,8% 
70% 

63,2% 47,7% 

60% 
63,3% 62,5% 61,6% 

50% 

40% 
9,5% 

•Gy 

30% 
18,5% 

■ RS/Gy 

20% 23,7% 13,2% 
■RS 

HS/RS 12,7% 12,6% 
18, 

10% 19,1 7,4% HS 7,8% 6 

0°/0 
10,5 

4% ohne 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2023/2024 

Schule Vergleichs- Schule Vergleichs-
gruppe gruppe 

2024/2025 2025/2026 7
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Anteile der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen 
Förderbedarf (zielgleich/zieldifferent) -
Muster - Gymnasium 

0,60% 

0,50% 
.c 

c 0,40% 

CD c

•E 0,30% 
d 

.C 

u2 0,20% 
-E3 

0,10% 

0,0% 

0,1% 

0.3% 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2023/2024 

Quelle: Amtliche Schuldaten 

Erläuterung: 

0.3% 

0.1°/ 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2024/2025 

0,3% 

0.2% 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2025/2026 

n zieldifferent zielgleich 

Dargestellt werden die Anteile der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem 
sonderpädagogischen Förderbedarf (zielgleich/zieldifferent) an der im Diagrammütel genannten 
Schule sowie an allen Schulen der Vergleichsgruppe (siehe einleitende Hinweise). 
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Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Schuldatenblatt 

Prozessdaten 
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Ergebnisse zu den Indikatoren des Merkmals Klassenführung -
Muster - Sekundarschule 

1.1 Transparenz und Klarheit sind gegeben in 
Bezug auf den Lerngegenstand. 

1.2 Transparenz und Klarheit sind gegeben in 
Bezug auf Lernziele. 

1.3 Transparenz und Klarheit sind gegeben in 
Bezug auf Vorgehensweisen. 

1.4 Transparenz und Klarheit sind gegeben in 
Bezug auf Aufgabenstellungen. 

1.5 Die Instruktionen durch die Lehrkraft 
finden in angemessenem Ausmaß statt. 

1.6 Zur Unterstützung des Unterrichtsablaufs 
werden Regeln und Routinen genutzt. 

1.7 Mit Störungen wird angemessen und 
effektiv umgegangen. 

1.8 Die Unterrichtszeit wird ohne Zeitverlust für 
Lern- und Arbeitsprozesse der Schülerinnen 

und Schüler genutzt. 

1.9 Die Lernumgebung unterstützt die 
Durchführung des Unterrichts. 

BP'

2 

40 111M 

6 8 

1 

1 

28 giu 1 3 

41 

0% 20% 40% 60% 80% 100°/0 

•trifft in guter Dualität zu Eitrifft nicht in guter Qualität zu D nicht beobachtet 

Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Ergebnisse zu den Indikatoren des Merkmals Kognitive Aktivierung -
Muster - Grundschule 

3.1 Es findet ein diskursiver Umgang mit 
Gedanken und Konzepten von Schülerinnen 

und Schülern statt. 

3.2 Die Gestaltung des Unterrichts fördert die 
Lernmotivation. 

3.3 Die Schülerinnen und Schüler bearbeiten 
kognitiv aktivierende Aufgaben. die 

eigenständige Lösungsansätze herausfordern. 

3.4 Die Schülerinnen und Schüler entscheiden 
selbstständig über das Vorgehen in 

Arbeitsprozessen. 

3.5 Die Schülerinnen und Schüler haben die 
Möglichkeit auf strukturierte. organisierte 

Hilfen zuzugreifen. 

3.6 Die Schülerinnen und Schüler reflektieren 
ihr Vorgehen oder ihre (Lern-) Ergebnisse. 

3.7 Das Vorwissen. das Interesse oder die 
persönlichen Erfahrungen der Schülerinnen 

und Schüler werden berücksichtigt. 

3.8 Im Unterricht wird der Zusammenhang 
zwischen Lerninhalten und der Lebenswelt 

bzw. der Berufswelt hergestellt. 

17 

1 

20 

17 

14 

4 

4 

0°0 20 0 0 104ö 604ö 80"0 1000 0 

❑trifft in guter Qualität zu ❑trifft nicht in guter Qualität zu ❑ nicht beobachtet 
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Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Schuldatenblatt 

Ergebnisdaten 
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Anteil der Schülerinnen und Schüler. die in der Sekundarstufe I einen Jahrgang 
wiederholen - Muster - Sekundarschule 

2.00% 

1.50% 

1.00% 

0.50% 

0.00% 

0,5% 

1,5% 

2023/2024 

Quelle: Amtliche Schuldaten 

1,4% 

1.3 

2024/2025 

Schuljahr 

1,5°i° 

2025/2026 

Schule ■Vergleichsgruppe 
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Verteilung der Kompetenzstufen (KS) in VERA-8 im Fach Deutsch, 
Kompetenzbereich Lesen -
Muster - Gymnasium 

100% 

90% 

80% 

70% 

60% 

50% 

40% 

30% 

20% 

10% 

0% 

12% 
18% 18% 19% 

18% 

24% 29% 24% 

39% 

34% 

38% 

34% 

■ KS 5 

■ KS 4 

aKS 3 
28% ■ KS 2 

21% 20% 
• KS 1 

■ khN 

Schule Vergleichs-
gruppe 

Quelle: VERA-8 2023/2024 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2024/2025 
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Verteilung der Prüfungsnoten der Zentralen Prüfungen 10 (Typ: MSA) im 
Fach Mathematik -
Muster - Gesamtschule 
100% 

90% 

80% 

70% 

60% 

50% 

40% 

30% 

20% 

10% 

CP/0 

11% 

29% 

1 
14% 

17% 

29% 

30% 

19% 

Schule Vergleichs-
gruppe 

9
6% 

22% 
16% 

21% 

24% 28% 

25% 37% 

28% 

34% 
■ sehr gut 

27% 
26% gut 

befriedigend 

23% w ausreichend 

18% 14% 16% mangelhaft 

ungenügend 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2022/2023 2023/2024 

Quelle: Zentrale Prüfungen 10 

Schule Vergleichs-
gruppe 

2024/2025 
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Berufsfachschule 2: Abgängerinnen und Abgänger nach Abschluss —
Musterstadt, BK Muster 
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Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

100% - 

90% - 
■ Mittlerer Schulabschluss -

- Fachoberschulreife mit 
13,9% 16,1% 19,8% 

23,8% 22,1% 22,4% 
Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe 

80% 

70% - ■ Mittlerer Schulabschluss - 
43,0% 40,6% 34,9% 

Fachoberschulreife ohne 
Berechtigung zum Besuch der 

60% 37,5% 37,7% - gymnasialen Oberstufe 
40,1% 

50% 

■ Erweiterter Erster 

40% 
Schulabschluss 

30% 

20% 43,0% 43,4% 45,3% 

35,2% 
39,7% 39,0% 

■ Ohne Abschluss 

10% - 

• 0% 
2023 2024 2025 2023 2024 2025 

Schule Vergleichsgruppe 

1616

- "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss - "Ohne Abschluss" bedeutet hier, dass kein höherwertiger allgemeinbildender Schulabschluss 

als bei Bildungsgangeintritt vorhanden erworben wurde.als bei Bildungsgangeintritt vorhanden erworben wurde.als bei Bildungsgangeintritt vorhanden erworben wurde.als bei Bildungsgangeintritt vorhanden erworben wurde.als bei Bildungsgangeintritt vorhanden erworben wurde.
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Verteilung der Abiturdurchschnittsnoten im Jahr 2025 -
Muster - Gymnasium 

20,0% 

18,0% 

16,0% 

14,0% 

g 12,0% 
z 
4; 10,0% 
=cu

8.0% 4a" 

6,0% 

4,0% 

2,0:00 ,„   ido12001 3 11 3,,,. 0.0 
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Note 
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20,0% 

18,0°4 

16,0% 

14,0% 

12,0°/0 

10,0% 

8,0% 

6,0% 

4,0% 

2,0% 

0,0% 

Quelle: Amtliche Schuldaten Schule RVergleichsgruppe 
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Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Schulkompass NRW 
2030 

Schülerfeedback 
■ 
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Zentrales Schülerfeedback 
Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

Schulkompass NRW 2030 

Ziet 

Wir verringern die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler, 
die die Mindeststandards 
verfehlen 

Ziel 

Wir stärken die 
Schülerinnen und Schüler 
in ihrer sozial-emotionalen 
Entwicklung 

1 

_0.!tengestik ei

eg ABC-Z:TX 

2 4- :eeeue 

2 

rhn 

  35V 
Stärkure.- --' 

iö 

Wir steigern die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler, 
die die Optimalstandards 
erreichen 

Zkt 
Wir führen mehr Schülerinnen 
und Schüler am BK zu einem 
Abschluss mit konkreter 
Anschlussperspektive 

Eckdaten

19

" Freiwillige Erprobungsphase im zweiten Schulhalbjahr 2025/26

" Themen: Wohlbefinden, Schulkultur, Aspekte sozial-

emotionaler Entwicklung 

" Digitale Durchführung, automatisch bereitgestellte Ergebnisse

" Ergebnisse klassenbezogen (Perspektive Lehrkraft) und 

aggregiert (Schulleitung)

" Auswahl teilnehmende Jahrgangsstufen/bildungsgangbezogene 

Stufen obliegt Schule

" Digitaler Fragebogen für alle Schulstufen ab Jg. 3
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Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

Einblick in das Portal 
Zentrales 

• Schülerfeedback Registrierung FAQ & Hilfe Anmelden An Befragung teilnehmen 

Informationen Fragebögen Durchführung Datennutzung FAQ &Höfe 

Herzlich willkommen im Portal Zentrales Schülerfeedback 

• 111 411%--7 »-

Information zum 
Zentralen Schülerfeedback Registrierung 

StartseiteStartseite

2020

• Allgemeine Informationen für verschiedene Allgemeine Informationen für verschiedene Allgemeine Informationen für verschiedene Allgemeine Informationen für verschiedene 

Adressatengruppen (Schulkonferenz, Lehrerinnen und Adressatengruppen (Schulkonferenz, Lehrerinnen und Adressatengruppen (Schulkonferenz, Lehrerinnen und Adressatengruppen (Schulkonferenz, Lehrerinnen und Adressatengruppen (Schulkonferenz, Lehrerinnen und 

Lehrer, Schülerinnen und Schüler, Eltern)Lehrer, Schülerinnen und Schüler, Eltern)Lehrer, Schülerinnen und Schüler, Eltern)Lehrer, Schülerinnen und Schüler, Eltern)

• Fragebögen zur AnsichtFragebögen zur AnsichtFragebögen zur Ansicht

• Materialien zur Durchführung und zur DatennutzungMaterialien zur Durchführung und zur DatennutzungMaterialien zur Durchführung und zur DatennutzungMaterialien zur Durchführung und zur DatennutzungMaterialien zur Durchführung und zur Datennutzung

• FAQ & HilfeFAQ & Hilfe

• Schnelle Anmeldung und Schnelle Anmeldung und Schnelle Anmeldung und 

• Schnellzugriff zu zentralen Funktionen über ButtonSchnellzugriff zu zentralen Funktionen über ButtonSchnellzugriff zu zentralen Funktionen über ButtonSchnellzugriff zu zentralen Funktionen über ButtonSchnellzugriff zu zentralen Funktionen über Button
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Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

Beispiel-Items Primarstufe 

Selbstwert und Selbstwirksamkeit in der Schule 

Inwieweit stimmst Du den folgenden Aussagen 
zu? 

Ich habe das Gefühl, ich bin meinen Lehrerinnen und Lehrern wichtig. 

Ich weiß, wer mir in der Schule bei Problemen helfen kann. 

In unserer Schule findet es niemand schlimm, wenn man einen Fehler 
macht. 

Stimme Stimme Kann ich 
gar nicht eher Stimme Stimme nicht 

zu nicht zu eher zu zu beurteilen 

vrne 
9QCä e 

9MCD 
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Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

Beispiel-Items Primarstufe 

Demokratische Teilhabe 

Inwieweit stimmst Du den folgenden Aussagen 
zu? 

An unserer Schule lernen wir, Verantwortung zu übernehmen. 

Stimme Stimme Kann ich 
gar nicht eher Stimme Stimme nicht 

zu nicht zu eher zu zu beurteilen 

Meine Verbesserungsvorschläge für die Klasse werden ernst 
genommen. 

In unserer Klasse sprechen wir offen über unterschiedliche Meinungen. 

✓ ach e 
g acä e 

✓ Qcä e 
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Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

Beispiel-Items Sekundarstufe II 

Selbstwert und Selbstwirksamkeit in der Schule 

Inwieweit stimmen Sie den folgenden 
Aussagen zu? 

Stimme Stimme Kann ich 
gar nicht eher Stimme Stimme nicht 

zu nicht zu eher zu zu beurteilen 

Bei unangenehmen Situationen in der Schule weiß ich, was ich tun 
kann. 

Meine Lehrkräfte wertschätzen mich. 

Ich weiß, wen ich fragen kann, wenn ich Unterstützung brauche. 

An unserer Schule werden wir darin unterstützt, aus Fehlern zu lernen. 

23
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Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

Beispiel-Items Sekundarstufe II 
Demokratische Teilhabe 

Inwieweit stimmen Sie den folgenden 
Aussagen zu? 

Stimme Stimme Kann ich 
gar nicht eher Stimme Stimme nicht 

zu nicht zu eher zu zu beurteilen 

An unserer Schule lernen wir, Verantwortung zu übernehmen, 

Unsere Vorschläge werden bei der Gestaltung des Schullebens 
berücksichtigt. 

Ich kenne die Aufgaben der Schülervertretung (SV). 

Ich kann bei wichtigen Themen mitentscheiden. 

In unserer Schule diskutieren wir offen über verschiedene Meinungen. 24
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Ergebnisberichte 

Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur - 
Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 

An unserer Schule lernen wir, Verantwortung zu übernehmen. 

194 

Unsere Vorschläge werden bei der Gestaltung des Schullebens 
berücksichtigt 

Ich weiß, dass es an meiner Schule eine Schülervertretung (SV) 
gibt 

1 2 2 

1 2 

Ich kann bei wichtigen Themen mitentscheiden. 1 2 1 

In unserer Schule diskutieren wir offen über verschiedene 
Meinungen. 

2 1 2 

070 25% 50% 

Stimme garniclean Stimme ehernicht zu ■ Stimme eher zu ■ Stimme zu 

r] Stimme gar nicht zu 5 20% 

Stimme eher nicht zu 5 20% 

Stimme eher zu 5 20% 

■ Stimme zu 5 40% 

0 
Kann ich nicht beurteilen 

al 5 von 5 Teilnehmenden haben eine auswertbare 

5 

Antwort 

0% 

gegeben_ 

1 1 2 

1 3 

1 2 2 

1 2 2 

75% 

äß 5 von 5 

M 5 von 5 

yi 5 von 5 

1 5 von 5 

41 5 von 5 

100% 

Varianten der ErgebnisberichteVarianten der ErgebnisberichteVarianten der ErgebnisberichteVarianten der Ergebnisberichte

2525

" Adressat Schulleitung/koordinierende Person: Adressat Schulleitung/koordinierende Person: Adressat Schulleitung/koordinierende Person: Adressat Schulleitung/koordinierende Person: Adressat Schulleitung/koordinierende Person: Erhält 

aggregierten Bericht (Klassen bzw. Jahrgangsstufen aggregierten Bericht (Klassen bzw. Jahrgangsstufen aggregierten Bericht (Klassen bzw. Jahrgangsstufen aggregierten Bericht (Klassen bzw. Jahrgangsstufen aggregierten Bericht (Klassen bzw. Jahrgangsstufen 

zusammengefasst)zusammengefasst)

" Adressat Lehrkraft: Adressat Lehrkraft: Erhält Bericht für durchgeführte Erhält Bericht für durchgeführte Erhält Bericht für durchgeführte 

Klasse

" Formen des Berichts:Formen des Berichts:Formen des Berichts:

- Pdf

- Excel (auch zu schulinternen weiteren Analysen - Excel (auch zu schulinternen weiteren Analysen - Excel (auch zu schulinternen weiteren Analysen - Excel (auch zu schulinternen weiteren Analysen - Excel (auch zu schulinternen weiteren Analysen 

geeignet)

- Interaktiv im Portal (Präsentationsmodus, - Interaktiv im Portal (Präsentationsmodus, - Interaktiv im Portal (Präsentationsmodus, - Interaktiv im Portal (Präsentationsmodus, - Interaktiv im Portal (Präsentationsmodus, 

Ausschneiden von Diagrammen etc.)Ausschneiden von Diagrammen etc.)Ausschneiden von Diagrammen etc.)Ausschneiden von Diagrammen etc.)
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Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Schulkompass NRW 
2030 

Vielen Dank! 
■ 

2626
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Landtagsfraktion r  D
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Franziska Müller-Rech MdL 

19.03.2026 

Franziska Müller-Rech MdL 

FDP-Landtagsfraktion NRW 

Stellvertretende Vorsitzende 

Vorsitzende der Enquetekommission 

KI  

Sprecherin für Schule 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

franziska.mueller-rech@ 

landtag.nrw.de

https://www.mueller-rech.de 

FDP-Landtagsfraktion NRW | Platz des Landtags 1 | 40221 Düsseldorf 

An den  

Vorsitzenden des Ausschusses 

für Schule und Bildung 

Herrn Florian Braun MdL 

- per E-Mail -  

Berichtsanfrage: Jahrelange unberechtigte Fortzahlung einer Funk-

tionszulage an Lehrkraft – welche Verantwortung tragen Schulver-

waltung und Landesamt für Besoldung und Versorgung? 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

ich bitte die Landesregierung um die Anfertigung eines schriftlichen 

Berichts zum oben genannten Thema zur Sitzung des Ausschusses 

für Schule und Bildung am 22.04.2026. 

Medienberichten zufolge musste sich eine Lehrerin einer weiterfüh-

renden Schule in Kaarst vor dem Amtsgericht Düsseldorf wegen 

des Verdachts des Betrugs verantworten. Inzwischen wurde diese 

wegen unrechtmäßiger Zulagen verurteilt.1 Anlass ist eine über 

Jahre fortgesetzte Zahlung einer Zulage für die kommissarische Lei-

tung einer Hauptschule im Rhein-Erft-Kreis, obwohl diese Funktion 

infolge der Schulschließung und des anschließenden Schulwech-

sels der Lehrkraft bereits zum 1. August 2018 weggefallen war. 

Gleichwohl soll die Zahlung bis April 2023 weiter erfolgt sein.2 Im 

1 Höke, Martin: Lehrerin aus Korschenbroich wegen unrechtmäßiger Zulagen verurteilt. 

In: WDR online (17.03.2026). Verfügbar unter: https://www1.wdr.de/nachrich-

ten/rheinland/prozess-lehrerin-duesseldorf-betrug-100.html (Abruf 19.03.2026). 
2Seeger, Stephan: Verhandlung am Amtsgericht Düsseldorf. „Schlampigkeit ist kein kri-

minelles Verhalten“. In: RP online, verfügbar unter: https://rp-online.de/nrw/sta-

edte/kaarst/kaarst-lehrerin-wegen-sonderbezuegen-vor-gericht_aid-144716637 (Ab-

ruf 10.03.2026) 

Maader, Thomas: Lehrerin kassiert jahrelang falsche Zulage. In: WAZ (05.03.2026, Seite 

22). 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 83 -
 

APr 18/1195
 Anlage 2, Seite 1 



Freie 
Demokraten

Landtagsfraktion FDPNordrhein-Westfalen 

Raum steht damit nicht nur die individuelle Verantwortung der be-

troffenen Lehrkraft, die gerichtlich nun bestätigt wurde, sondern 

auch die Frage, wie es im Verantwortungsbereich staatlicher Stel-

len über einen so langen Zeitraum zu einer offenbar rechtsgrundlo-

sen Fortzahlung kommen konnte. 

Der Fall legt erhebliche Zweifel an der Wirksamkeit der bestehen-

den Kontroll- und Meldewege zwischen Schulaufsicht, Bezirksregie-

rung und Landesamt für Besoldung und Versorgung nahe. Wenn 

der Wegfall einer anspruchsbegründenden Funktion, eine Schul-

schließung und ein Schulwechsel einer Lehrkraft über Jahre hinweg 

nicht dazu führen, dass Besoldungsbestandteile überprüft und an-

gepasst werden, wirft dies grundlegende Fragen nach der Funkti-

onsfähigkeit der Verwaltungsabläufe, der internen Verantwortungs-

zuordnung und der Qualität der Aufsicht auf. Das parlamentarische 

Aufklärungsinteresse richtet sich daher insbesondere auf die Ver-

säumnisse staatlicher Stellen sowie auf die Frage, ob es sich um ein 

individuelles Behördenversagen oder um ein strukturelles Problem 

handelt. 

Der Bericht möge sich an folgenden Fragen orientieren: 

1. Welche Behörden und Stellen waren in dem vorliegenden 

Fall jeweils für die Mitteilung des Funktionswegfalls, die besol-

dungsrechtliche Bearbeitung sowie die Beendigung der Zu-

lagenzahlung verantwortlich? 

2. Weshalb führten die Informationen über die Schließung der 

Hauptschule und Wechsel der Lehrkraft an eine andere 

Schule offenbar nicht zur zeitnahen Einstellung der Zulagen-

zahlung? 

3. Welche Prüf- und Kontrollmechanismen bestehen im Ge-

schäftsbereich des Schulministeriums und beim Landesamt 

für Besoldung und Versorgung, um unberechtigte Fortzah-

lungen nach Funktionsende, Versetzung oder Schulschlie-

ßung zu verhindern? 

4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung dazu vor, 

ob es sich bei dem geschilderten Vorgang um ein singuläres 

Fehlverhalten im Verwaltungsvollzug oder um Hinweise auf 

strukturelle Defizite in den Abläufen zwischen Schulverwal-

tung, Bezirksregierungen und LBV handelt? 

5. Welche personellen, organisatorischen, technischen oder 

rechtlichen Konsequenzen zieht die Landesregierung aus 

dem Fall, um künftig sicherzustellen, dass 
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anspruchsbegründende Veränderungen im Schulbereich 

unverzüglich besoldungswirksam umgesetzt und Überzah-

lungen frühzeitig erkannt werden? 

Mit freundlichen Grüßen 

Franziska Müller-Rech MdL 
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An den  

Vorsitzenden des Ausschusses 

für Schule und Bildung 

Herrn Florian Braun MdL 

- per E-Mail -  

Berichtsanfrage: OGS-Platzkündigungen infolge des Rechtsan-

spruchs auf Ganztagsbetreuung – Kinder und Familien dürfen nicht 

verdrängt werden 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

ich bitte die Landesregierung um die Anfertigung eines schriftlichen 

Berichts zum oben genannten Thema zur Sitzung des Ausschusses 

für Schule und Bildung am 22.04.2026. 

Aus mehreren Städten Nordrhein-Westfalens wird berichtet, dass 

Kindern bestehende Plätze im Offenen Ganztag gekündigt wer-

den, um Kapazitäten für die Erfüllung des stufenweise eingeführten 

Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung in der ersten Klasse zu 

schaffen. Nach Schilderungen der Landeselternkonferenz liegen 

bereits zahlreiche Rückmeldungen betroffener Eltern aus verschie-

denen Kommunen vor. Es steht zu befürchten, dass diese Zahl wei-

ter anwächst. Ministerin Feller hatte noch im Januar die Sorgen der 

Eltern als „unbegründet“ zurückgewiesen1. 

Damit droht ein Ausbauversprechen des Landes auf dem Rücken 

derjenigen Kinder und Familien eingelöst zu werden, die bereits auf 

verlässliche Betreuung angewiesen sind. Für berufstätige Eltern 

stellt der Verlust eines OGS-Platzes eine massive Belastung dar. Für 

betroffene Kinder kann der Wegfall von Betreuung, Förderung und 

Tagesstruktur erhebliche Folgen für Bildungsteilhabe, soziale 

1 Matthias Korfmann/Sophie Sommer/Laura Lindemann: „Jeder beantragte OGS-Platz 

wird auch bewilligt“, in: WAZ, 23.01.2026. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 86 -
 

APr 18/1195
 Anlage 3, Seite 1 



Freie 
Demokraten

Landtagsfraktion FDPNordrhein-Westfalen 

Integration und individuelle Entwicklung haben. Besonders proble-

matisch ist dies dort, wo die OGS auch einen wichtigen Beitrag zur 

Sprachförderung und zur Unterstützung im Alltag leistet. 

Wenn zur Umsetzung des Rechtsanspruchs bestehende Plätze ent-

zogen werden, offenbart dies erhebliche Defizite bei Planung, Steu-

erung und Ausbau des Ganztags. Der Bericht soll daher offenlegen, 

in welchem Umfang es bereits zu solchen Verdrängungseffekten 

kommt, welche Kommunen betroffen sind und wie die Landesre-

gierung darauf reagiert. 

Der Bericht möge sich an folgenden Fragen orientieren: 

1. In welchen Kommunen in Nordrhein-Westfalen sind der Lan-

desregierung Fälle bekannt, in denen bestehenden OGS-

Kindern Plätze gekündigt oder nicht verlängert wurden, um 

Kapazitäten für die Aufnahme von Erstklässlerinnen und Erst-

klässlern im Zuge des Rechtsanspruchs zu schaffen? 

2. Wie viele OGS-Plätze wurden nach Kenntnis der Landesre-

gierung in den jeweils betroffenen Kommunen seit Beginn 

des Schuljahres 2025/2026 aus diesem Grund gekündigt oder 

nicht fortgeführt? 

3. Wie viele Kinder sind nach Kenntnis der Landesregierung in-

folge solcher Kündigungen aktuell ohne Betreuungsplatz 

oder werden voraussichtlich zum Schuljahr 2026/2027 ohne 

OGS-Anschlussbetreuung bleiben? 

4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die Ur-

sachen dieser Entwicklung vor, insbesondere im Hinblick auf 

fehlende Räume, unzureichende personelle Ausstattung 

und unzureichende Abstimmung zwischen Land, Kommu-

nen und Trägern? 

5. Welche konkreten Maßnahmen wird die Landesregierung 

kurzfristig ergreifen, um weitere Kündigungen bestehender 

OGS-Plätze zu verhindern, Transparenz über das tatsächliche 

Ausmaß der Problemlage herzustellen und betroffenen Fa-

milien verlässliche Betreuung zu sichern? 
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Mit freundlichen Grüßen 

Franziska Müller-Rech 
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Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Ausschusses für Schule und Bildung am 2222. April 2026

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

für die Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung am 22. April 2026 beantrage 

ich für die SPD-Fraktion einen Berichtspunkt mit dem Titel „Alarmierende Befunde 

zur psychischen Gesundheit von Schüler:innen – Handlungsbedarf für Nordrhein-

Westfalen“

Die aktuellen Ergebnisse des Deutschen Schulbarometers Schüler:innen 

(2025/2026) zeichnen ein deutliches und alarmierendes Bild der Situation von 

Kindern und Jugendlichen im deutschen Bildungssystem. Demnach fühlt sich rund 

ein Viertel der Schüler:innen psychisch belastet, wobei insbesondere Leistungsdruck 

und Sorgen um die eigene Zukunft als zentrale Ursachen benannt werden. 

Besonders betroffen sind dabei Kinder aus sozial benachteiligten Familien, wodurch 

sich bestehende Bildungsungleichheiten weiter verschärfen. Die Ergebnisse 

verdeutlichen, dass sich die psychische Belastung von Schüler:innen nach einem 

zwischenzeitlichen Rückgang erneut verstärkt und sich Schule für viele Kinder und 

Jugendliche zunehmend auch zu einem Ort der Überforderung entwickelt. 

Gleichzeitig zeigen die Befunde, dass Faktoren wie schulischer Leistungsdruck, 

Zukunftsängste sowie gesellschaftliche Krisen und deren mediale Präsenz den 

Alltag junger Menschen maßgeblich prägen.

Vor diesem Hintergrund bitte ich für die SPD-Fraktion um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung, aus dem hervorgeht, wie sie die Ergebnisse des Deutschen 

Schulbarometers insgesamt bewertet und welche Schlussfolgerungen sie daraus für 

die Schulpolitik in Nordrhein-Westfalen zieht. Von besonderem Interesse ist dabei, 

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

An den

Vorsitzenden des Ausschusses für

Schule und Bildung des Landtags NRW

Herrn Florian Braun

Düsseldorf, 2020. März 2026
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wie die Landesregierung die Tatsache einordnet, dass sich ein signifikanter Anteil 

der Schüler:innen psychisch belastet fühlt und welche landesspezifischen 

Erkenntnisse hierzu vorliegen, insbesondere differenziert nach Schulformen und 

sozialer Lage. Darüber hinaus bitten wir um Auskunft darüber, welche Maßnahmen 

bislang ergriffen wurden, um der steigenden psychischen Belastung von 

Schüler:innen entgegenzuwirken, und inwieweit diese aus Sicht der 

Landesregierung geeignet sind, die im Schulbarometer beschriebenen 

Entwicklungen wirksam zu adressieren.

Ebenso bitten wir um Darstellung, wie die Landesregierung die Rolle von 

schulischem Leistungsdruck und Zukunftsängsten im Kontext der Befunde bewertet 

und ob sie vor diesem Hintergrund Anpassungsbedarf bei Leistungsbewertung, 

Prüfungsformaten oder Übergangsentscheidungen sieht. In diesem 

Zusammenhang ist von besonderem Interesse, welche konkreten Schritte 

unternommen werden sollen, um die Belastungssituation von Schüler:innen 

spürbar zu reduzieren und gleichzeitig die Qualität schulischer Bildung zu sichern.

Darüber hinaus bitten wir um Auskunft darüber, wie die Landesregierung die im 

Schulbarometer aufgezeigte soziale Ungleichverteilung von Belastungslagen 

bewertet und welche spezifischen Maßnahmen ergriffen werden, um insbesondere 

Schüler:innen aus benachteiligten Lebenslagen gezielt zu unterstützen. Dabei ist 

von besonderem Interesse, wie sichergestellt wird, dass Unterstützungsangebote 

dort ankommen, wo die Belastungen am größten sind.

Schließlich bitten wir um eine Gesamtbewertung, welche strukturellen 

Konsequenzen die Landesregierung aus den Ergebnissen des Schulbarometers zieht 

und wie sie beabsichtigt, die psychische Gesundheit von Schüler:innen in Nordrhein-

Westfalen nachhaltig zu stärken. Angesichts der alarmierenden Befunde stellt sich 

insbesondere die Frage, auf welcher Datengrundlage die Landesregierung die 

Entwicklung der psychischen Gesundheit von Schüler:innen in Nordrhein-Westfalen 

kontinuierlich beobachtet und steuert und wie sie sicherstellt, dass die 

beschriebenen Problemlagen nicht lediglich festgestellt, sondern systematisch und 

wirksam bearbeitet werden.

Mit freundlichen Grüßen

Dilek Engin MdL
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